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Mittelfristige Entwicklungen im Bundeshaushalt 

Klimaschulz, 

Zweckzuschüsse ftir WohnbaufOrderung, 

Ausbau von Kinderberreuungseinrichtungen sowie 

Abbauaktivitäten lAsset-Verkäufe, insbesondere im Zusammen­
hang mit der HETA Asset Resolution AG). 

Rubrik 5 "Kassa und Zinsen" 

Bis zum Jahr 2019 soll die Auszahlungsobergrenze laut BFRG um 
2,8 19 Mrd. EUR (- 42, I %) auf 3,884 Mrd. EUR sinken. Dies entspricht 
einer durchschnittlichen jährlichen Veränderung von - 10.3 %. Der Anteil 
der Rubrik 5 _Kassa und Zinsen" an der Gesamt-Au zahlungsobergrenze 
soll von 9,0 % im Jahr 201 4 auf 4,8 % im Jahr 2019 sinken. Laut Strate­
giebericht der Bundesregierung 201 6 bis 2019 seien rur die Entwicklung 
der Auszahlungsobergrenzen in dieser Rubrik, welche die Auszahlungen ftir 
die Schuldenverwaltung beinhaltet. vor allem der günstige Zinskurs sowie 
geplante Anleiheaufstockungen verantwortlich. 

Die Einzelheiten auf Untergliederungsebene, d.h. wie sich die Anteile der 
Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG im Einzelnen bis 2019 entwickeln 
sollen, welche besonders wichtige Maßnahmen bzw. Reformen geplant und 
welche Steuerungs- und Korrekturmaßnahmen laut Slrategiebericht der 
Bundesregierung 2016 bis 2019 zur Einhaltung der Auszahlungsobergren­
zen erforderlich seien, kann im Textteil - Band 2, nachgelesen werden. 

4.1.2.3 Vergleich der tatsächlichen Auszahlungen bis 2014 mit den Aus­
zahlungsobergrenzen bis 2019 

Im Folgenden wird ein Überblick über die Entwicklung der tatsächlichen 
Auszahlungen und der Auszahlung obergrenzen von 2010 bis 2014 bzw. 
ein Vergleich der Auszahlungen zu den Auszahlungsobergrenzen bis 2019 

gegeben:  
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Entwicklung der Auszahlungen und Auszahlungsobergrenzen in  den 
Jahren 2010 bis 2014 
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Während ursprünglich zwischen 2010 und 2014 eine Erhöhung der Gesamt­
Auszahlungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt 4,387 Mrd. EUR (+ 6,2 %) 

vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2010 und 2014 

tatsächlich um 7,366 Mrd. EUR (+ 10,9 %). Im Jahr 2014 lagen die tatsäch­
lichen Auszahlungen mit 74,653 Mrd. EUR um 551,77 Mio. EUR (- 0,7 %) 

unter jenen, die in der mittelfristigen Finanzplanung für 2014 gemäß letzt­
gültigem BFRG'I.O vorgesehen waren (75,204 Mrd. EUR inkl. Marge von 50,00 

Mio. EUR, 10,00 Mio. EUR je Rubrik). Erhöht man die Auszahlungsober­
grenze gemäß BFRG um die im BFG veranschlagte Rücklagenverwendung 
für 2014 (610,80 Mio. EUR, TZ 3.5.3), ergibt sich daraus ein zusätzlicher Aus­
zahlungsspielraum in dieser Höhe. Die tatsächlichen Auszahlungen lagen 
somit um 1,113 Mrd. EUR unter dem Voranschlag (75,765 Mrd. EUR). 

Rubrik 0,1 "Recht und Sicherheit" 

Während ursprünglich zwischen 2010 und 2014 eine Reduzierung der Aus­
zahlungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt 107,92 Mio. EUR (- 1,3 %) 

vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwi chen 2010 und 2014 

tatsächlich um 674,03 Mio. EUR (+ 8,9 %). Im Jahr 2014 lagen die tatsäch­
lichen Auszahlungen mit 8,287 Mrd. EUR um 388,15 Mio. EUR (+ 4,9 %) 

über jenen, die in der mittelfristigen Finanzplanung für 2014 gemäß letzt­
gültigem BFRG vorgesehen waren (7,899 Mrd. EUR). Erhöht man die Aus­
zahlungsobergrenze um die veranschlagte Rückjagenverwendung für die 
Rubrik 0,1 (256,67 Mio. EUR), liegen die tatsächlichen Auszahlungen noch 
um 131,48 Mio. EUR darüber. Dies lag in erster Linie an Mehrauszahlungen 
in den UG 13 ,Justiz' (Großverfahren) und UG 14 ,Militärische Angele­
genheiten und Spon' (Streitkräfte). Einzelheiten zu den Untergl iederungen 
fmden sich im rextteil - Band 2. 

Rubrik 2 "Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie" 

Während ursprünglich zwischen 2010 und 2014 eine Erhöhung der Aus­
zahlungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt 3,822 Mrd. EUR (+ 11,6 %) 

vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2010 und 
2014 tatsächlich um 4,368 Mrd. EUR (+ 13,1 %). Im Jahr 2014 lagen die 
tatsächlichen Auszahlungen mit 37,620 Mrd. EUR um 787,96 Mio. EUR 
(+ 2,1 %) über jenen, die in der mittelfristigen Finanzplanung für 2014 

gemäß letztgültigem BFRG vorgesehen waren (36.832 Mrd. EUR). Erhöht 
man die Auszahlungsobergrenze um die veranschlagte RückJagenverwen­
dung für die Rubrik 2 (55.90 Mio. EUR), liegen die tatsächlichen Aus­
zahlungen noch um 732,06 Mio. EUR darüber. Dies lag in erster Linie an 

158 2 .  Novelle des BFRG 2014 bis 2017. gleichzeitig mit dem BFRG 2015 bis 2018 mil BGB!. I 
Nr. 37/2014 vom 6. Juni 2014 verlautban. 
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Mehrauszahlungen in den UG 20 _Arbeit- (höhere Arbeitslosigkeit), UG 22  
_Pensionsversicherung" und UG 25 _Familien und Jugend". Einzdheiten zu 
den Untergliederungen fmden sich im Textteil - Band 2. 

Rubrik 3 "Bildung, Forschung, Kunst und Kultur" 

Während urspriinglich zwischen 2010 und 2014 eine Erhöhung der Aus­
zahlungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt 1 ,045 Mrd. EUR (+ 6,6 %) 
vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2010 und 2014 
tatsächlich um 1 ,403 Mrd. EUR (+ 1 2,2 %). Im Jahr 2014 lagen die tatsäch­
lichen Auszahlungen mit 1 2,946 Mrd. EUR um 3 1 ,69 Mio. EUR (+ 0,2 %) 
über jenen, die in der minelfristigen Finanzplanung für 201 4 gemäß letzt­
gültigem BFRG vorgesehen waren ( 1 2,914 Mrd. EUR). Erhöht man die Aus­
zahlungsobergrenze um die veranschlagte Rück.lagenverwendung für die 
Rubrik 3 ( 1 47,01 Mio. EUR), liegen die tatsächlichen Auszahlungen um 
1 1 5, 1 2  Mio. EUR darunter. Dies lag in erster Linie an Minderauszahlungen 
in der UG 3 1  "Wissenschaft und Forschung" (insbesondere wegen Verlö­
gerungen im Baufortschritt von Klinikbauten). Einzelheiten zu den Unter­
gliederungen fmden sich im Textteil - Band 2. 

Rubrik 4 "Wirtschaft, Infrastruktur und Umwelt" 

Während urspriinglich zwischen 2010 und 2014 eine Erhöhung der Aus­
zahlungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt 1 ,524 Mrd. EUR (+ 1 6,7 %) 
vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2010 und 201 4 
tatsächlich um 574, 1 6  Mio. EUR (+ 6,7 %). Im Jahr 2014 lagen die tatsäch­
lichen Auszahlungen mit 9,096 Mrd. EUR um 1 ,549 Mrd. EUR (- 1 4,5 %) 
unterjenen, die in der mitlelfristigen Finanzplanung für 201 4 gemäß letzt­
gültigem BFRG vorgesehen waren ( 10,644 Mrd. EUR). Erhöht man die Aus­
zahlungsobergrenze um die veranschlagte Rücklagenverwendung für die 
Rubrik 4 ( 1 5 1 ,22  Mio. EUR), liegen die tatsächlichen Auszahlungen um 
1 ,700 Mrd. EUR darunter. Dies lag in erster Linie an Minderauszahlungen 
in der UG 46 _Finanzmarktstabilität- (insbesondere geringere Auszahlungen 
als urspriinglich geplant für die Hypo A.lpe-Adria-Bank I nternational AG 
bzw. die HETA Asset Resolution AG, siehe TZ 26 im Textteil - Band 2). Auch 
zu den anderen Untergliederungen der Rubrik 4 fInden sich Einzelheiten 
im Textteil - Band 2. 

Rubrik 5 "Kassa und Zinsen" 

Während urspriinglich zwischen 2010 und 2014 eine Reduzierung der Aus­
zahlungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt 1 ,696 Mrd. EUR (- 2 1 ,5 %) 
vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2010 und 201 4 

III-199 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 07 Hauptdok.Band 1 Textteil T4 (gescanntes Original)4 von 62

www.parlament.gv.at



R 
H 

Tabelle 4. 1-5:  

finiln,nerungshlu,h.lt 

bbr1k 

L 5 

fo 
�nlJbft 

..... nID. l 
_ooo4SI<_11 

fo 
NfHJHI 

"Mik' 
AtMtt. SNWn. 5noIIw-.tt 

•• ,...tU. 

fo 
voriobtl 

1.lN1k J 

Itldtlns. ,.ndI ..... Ku .. st 
.Iul Kultu, 

luMik. 
wtf'tKNft. lI,frlltrwlrtu, 

"n4U ... lt 

fo 
verlob,/ 

I .. ...-tll J 
Kaul _ zt_ .... 

I) lundun,,,bw'\Cftul'Igt" _ogUCft 

Mittelfristige Entwicklungen im Bundeshaushalt 

tatsächlich um 346,56 Mio. EHR (+ 5,5 %). Im Jahr 2014 lagen die tatsäch­
lichen Auszahlungen mit 6,703 Mrd. EHR um 2 1 1 , 1 9 Mio. EHR (- 3 , 1  %) 
unter jenen. die in der mittelfristigen Finanzplanung ftir 2014 gemäß letzt­
gültigem BFRG vorgesehen waren (6,9 1 5  Mrd. EUR). Dies lag in erster Linie 
an Minderauszahlungen in der UG 58 .Finanzierungen, Währungstausch­
verträge· (gesunkene Zinsniveau, geringere Finanzierungsnotwendigkeit). 
Einzelheiten zu den Untergliederungen flllden sich im Textteil - Band 2. 

Vergleich der Entwicklung der Auszahlungen 2010 bis 2014 mit der Ent­
wicklung der Auszahlungsobergrenzen bis 2019 gemäß BFRG 

-- ...... -
.. ...-..- ( ... j JlINt_ .flCi JIIt- _ .... 

... -..,. Ver ........ y.,...,..,...., .... ' 
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Die durchschninliche jährliche Veränderung der Auszahlungen belief sich 
von 2010 bis 2014 auf + 2,6 %. Laut mittelfristiger Finanzplanung bis 2019 
soll sie + 1 ,5  % betragen und ist somit um 1 , 1  Prozentpunkte niedriger. 
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Rubrik 0,1 .Recht und Sicherheit" 

Die durchschnittliche jährliche Veränderung der Auszahlungen belief sich 
von 2010 bis 2014 auf + 2 , 1  %. Laut mittelfristiger Finanzplanung bis 2019 
soll sie + 0,7 % betragen und ist somit um 1 ,4 Prozentpunkte niedriger. 

Rubrik 2 .Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie" 

Die durchschnillliche jährliche Veränderung der Auszahlungen belief sich 
von 2010 bis 2014 auf + 3 , 1  %. Laut mittelfristiger Finanzplanung bis 2019 
soll ie + 3,4 % betragen und ist somit um 0.3 Prozentpunkte höher. 

Rubrik 3 .Bildung, Forschung, Kunst und Kultur" 

Die durchschnittliche jährliche Veränderung der Auszahlungen belief sich 
von 2010 bis 2014 auf + 2.9 %. Laut mittelfristiger Finanzplanung bis 201 9 
soll sie + 1 .5 % betragen und ist somit um 1 .4 Prozentpunkte niedriger. 

Rubrik 4 .Wirtschaft, Infrastruktur und Umwelt" 

Die durchschnittliche jährliche Veränderung der Auszahlungen belief sich 
von 2010 bis 2014 auf + 1.6 %. Laut mittelfri tiger Finanzplanung bis 2019 
soll sie + 0.8 % betragen und i t somit um 0.8 Prozentpunkte niedriger. 

Rubrik 5 "Kassa und Zinsen" 

Die durch chnittliche jährliche Veränderung der Auszahlungen belief sich 
von 2010 bis 2014 auf + 1 ,3 %. Laut mittelfristiger Finanzplanung bis 201 9 
soll sie - 10.3 % betragen und ist somit um 1 1 ,6 Prozentpunkte niedriger. 

Die Entwicklungen im Einzelnen auf Untergliederungsebene sind dem Text­

ten- Band 2, zu entnehmen. In diesem Zusammenhang weist der RH darauf 
hin. dass erhebliche Ri iken hinsichtlich der Einhaltung der im BFRG fest­
gesetzten Auszahlungsobergrenzen be tehen (siehe zu den Risiken der Mit­
telverwendung (Auszahlungen) insbesondere T2 4.3). 
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Mittelfristige Entwicklungen im Bundeshaushalt 

4.1.3 Entwicklung der Einzahlungen und des Nettofinanzierungssaldos 

gemäß Strategiebericht 

4. 1 .3. 1 Einzahlungen 

Die beuagsmäßig höchsten Einzahlungen nach Untergliederungen im 
Finanzjahr 201 4 betrafen die Öffentlichen Abgaben in der UG 16 (abzüg­
Iich Überweisungen an Länder, Gemeinden etc. bzw. dem nationalen EU­
Beitrag) gefolgt von Einzahlungen in den UG 25 .Familien und Jugend-, 
UG 20 _Arbeit", UG 46 _Finanzmarktstabilität·, UG 23 .Pensionen -
Beamtinnen und Beamte·, UG 51 .Kassenverwaltung·, UG 1 J  .Jusliz· und 
UG 45 .Bundesvermögen". 

Der Strategiebericht der Bundesregierung 2016 bis 2019 ging in den nach­
stehend angeführten Untergliederungen von folgenden Einzahlungen für 
die nächsten fünf Jahre au : 

Prognost izierte Entwicklung der Einzahlungen 201 5  bis 2019  gemäß 
Slrategiebericht 2016 bis 2019 

.-.... Str�k"t 2016 bis 2019 -(IJt) 

2014 201.5 J ZOl6 I lOH I 20tl I 2019 20'. (Ist) • 2019 I""� 
in Mrd. [UR I In" 
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·28,171 - 1'.�8' -19,222 • JO,I50 ·31.354 ·3Z,597 ·4,J19 ... 15,3 .... 

·2.1<1 -J.ooo -3,000 -3,000 ·3.100 -3.200 -0,", '+ 16.3 + 3,J 
- 0,050 - 0,050 ·D.OSO . 0.050 

47.4JJ 411,216 .... 17. 50,100 52.646 $4.601 • J,UO +"'.0 .2.' 

',117 1,121 6,4" 6,727 6,994 7,271 .1,110 .11,0 • J,4 

7,104 7,189 7,409 7,711 1,147 ','41 .1,544 .21,7 .4,0 

1.007 1,001 1,27. 1,07' 1,077 I,U6 .0.lot .10,1 .2,1 

2,474 O,GOS 0,002 0.000 0.000 0.000 • 2,474 ·100,0 ·100,0 

1,120 l,8Z6 1,411 1,446 1,459 1,451 .O,JU • JO,J + 5,4 

6.111 6,OS6 I,t1S 1,1l1 6,14S 6,165 + 0,047 +0.' +0,2 

7IAU 70,681 11,690 7l,Ht 71.467 79,261 . ,- ..... .I,t 
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285 

III-199 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 07 Hauptdok.Band 1 Textteil T4 (gescanntes Original) 7 von 62

www.parlament.gv.at



R 
-

H 
Mittelfristige Entwicklungen im Bundeshaushalt 

286 

Demzufolge sollen die Einzahlungen bis zum Jahr 2019 insgesamt um 
7,805 Mrd. EUR bzw. 10,9 'Ib gegenüber den tatsächlichen Einzahlungen 
des Jahres 201 4 steigen. Das würde eine durchschnittliche Steigerung bis 
2019 um 2,1 'Ib bedeuten. Bei den Brunoabgaben wird laut Strategiebericht, 
gestützt auf die WIFO-Prognose vom März 2015, sogar eine durchschnin­
liche jährliche Steigerung von 2014 bis 2019 um 2,9 'Ib erwanet. Darin sei 
als wesentlicher Faktor der Abgabenentwicklung der zu erwanende Rück­
gang des Lohn- und Einkommensteueraufkommens aufgrund der Steuer­
reform 2015/20 1 6  bereits berücksichtigl. 

Zu den Risiken, die mit der Millelaufbringung verbunden sind, fmden sich 
Einzelheiten in TZ 4.3, zu den Einzahlungen, insbesondere zu den Öffent­
lichen Abgaben in UG 16 können Einzelheiten dem Textteil - Band 2 ent­
nommen werden. 

4. 1 .3 .2  Nenofmanzierungssaldo 

Die tatsächlichen Auszahlungen im Finanzjahr 2014 betrugen 74,653 Mrd. 
EUR, die Einzahlungen 71 ,463 Mrd. EUR, daraus ergab sich ein gegenüber 
dem Voranschlag (- 3,569 Mrd. EUR) etwas günstigerer Nenofmanzierungs­
saldo in der Höhe von - 3,189 Mrd. EUR. 

In folgender Abbildung sind die prognostlzlenen Einzahlungen flir die 
Jahre 2015 bis 2019 laut Strategiebericht 2016 bis 2019 den Auszahlungen 
gemäß Bundesvoranschlag für 201 5  bzw. gemäß dem aktuellen BFRG 2016 
bis 2019 gegenüberstellt: 
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78,991 

71.509 

16541 

- ],540 

\I.8�1 
73.969 

4,0]1 

71.690 

10,6&8 

2015 2016 2011 l018 2019 

• AUSl .. hlun9�n: 2014 (Ist). 2015 (BVA). 2016 - 2019 (BfRG) 

• Einuhlungen; 201' (Ist). 2015·2019 (Progno1e It. Striltegiebericht 2016 - 2019) 

QueUen: HIS. Strolteg,ebeflcht 2016· 2019. eigene Berechnung 

Nach den Budgerplanungen des Bundes ist im Zeitraum bis einschließ­
lich 2019 stets mit einem negativen Nettoftnanzierungssaldo zwischen 
- 4,851 Mrd. EUR (201 6) und - 1 , 1 20 Mrd. EUR (2019) zu rechnen. Wei­
tere Ausführungen zu den Risiken der Mittelaufbringung und MitteIver­
wendung finden sich in TZ 4.3. 
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4.2 Budgetpolitische Maßnahmen des Bundes - Budgetkonsolidierung 

Seit der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008/2009 beschloss die Bundesregie­
rung verschiedene Maßnahmenpakete mit bedeutenden Auswirkungen auf 
den Bundeshaushalt. Auf das Maßnahmenpakel zur Stabilisierung der Wirt­
schaft (2008/2009) folgten 2010 und 201 2  zwei Konsolidierungspakete''''. 
Mit der im Stabilitätsprogramm 201) bis 2018 dargelegten Fortsetzung der 
Konsolidierungsslralegie plante die Bundesregierung das mittelfristige Haus­
haltsziel bis zum Jahr 201 6  zu erreichen. Darin waren als budgetentlastende 
Maßnahmen Einsparungen von 6. I 86 Mrd. EUR und steuerliche Maßnahmen 
von 7.055 Mrd. EUR sowie gegenläufIg wirksame Offensivmaßnahmen von 
4.675 Mrd. EUR im Zeitraum 2014 bis 2018 vorgesehen.'''' Der RH stellte im 
BRA 201) (TZ 4.2; S. 1 68ft) die Kon olidierung trategie inld. der gesetzten 
steuerlichen Maßnahmen und Offensivrnaßnahmen ausführlich dar. 

In der .Übersicht über die österreichische Haushaltsplanung 201 5" vom 
Herb t 2014 führte die Bundesregierung weitere Maßnahmen an. mit denen 
die Budgetsituation verbessert werden sollte: 

Einschränkung der Straffreiheit bei Selbstanzeige'" (geplante Mehr­
einzahlungen von rd. 1 50 Mio. EUR 2014. 32  Mio. EUR 201 5 ;  
danach rückläufIg) 

Verwaltungsreform (Maßnahmenpaket .Bürgernaher Staat· aufbau­
end auf dem Bericht der Aufgaben- und Deregulierungskommis­
sion"'. z.B. verstärkter Einsatz automatisierter Verfahren. Ausbau 
von E-Government ;  Ankündigung der Umsetzung von )0 EinzeI­
maßnahmen) 

Sonderpensionenbegrenzungsgesetz'" (Begrenzung von Sonder­
pensionen. Sicherungsbeiträge für bestehende Sonderpensionen; 
Mehreinzahlungen und Minderauszahlungen von rd. 5,9 Mio. EUR 
201 5 ;  danach leicht ansteigend''') 

159 Siehe Österreichischcs StabililälSprogramm 2010 bis 2014: Sirategiebericht der Bundes-
regierung 201) bis 2016 

160 Stralegiebericht der Bundesregierung 2015 bis 2018 1S. 121 

161 Finanzstrargesetznovelle 2014. BGBI. I Nr. 6512014 

162 1. Bencht vom 17.9.2014: hnp:llcdn .aurgabenrerorm.at/pdr/mter_bericht_adk_ 
beschlussl<xl.pdr; Weitere Berichte rolgten am 14.11.2014.9.12.2014.28.1.2015 und 
1).4.2015; Abschlussbericht: Juni 2015. 

16) BGBI. I Nr. 46/20t4 

164 Gemäß wirkungsorientierteT Folgenabschätzung (140 der Beilagen XXV. GP) 
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Beide von der österreichischen Bundesregierung im Frühjahr und Herbst 
2014 der Europäischen Kommi sion zur Bewerrung vorgelegten Haushalts­
planungen ''', in denen die Maßnahmen zur Erreichung des Haushaltsziels 
dargestellt werden, erforderten Nachbesserungen bei den Konsolidierungs­
maßnahmen, die nur zum Teil von der Europäischen Kommission anerkannt 
wurden (VVR 2014, Band I,  TZ 3.2.5). 

Die Wirksamkeit der Konsolidierungsstrategie wurde vom Bundesminister 
für Finanzen selbst infrage gestellt, der die parlamentarische Anfrage Nr. 
3493/J vom 22. Jänner 2015 dahingehend beantwortete, dass in _den ver­
gangenen Jahren [ ... ] zwar mehrere Konsolidierungspakete geschnürt und 
eine Vielzahl von Maßnahmen beschlossen, aber nicht alle umgesetzt [wur­
den]. Die beschlossenen Maßnahmen waren weitgehend punktuell, kurz­
fristig ausgerichtet und wirkten moderat. Wirklich einschneidende Ausga­
benkürzungen durch Abstriche in den Ausgabenprogrammen, ein weniger 
großzügigeres Ausgabenverhalten und - was besonders wichtig ist - kon­
zeptionelle Verbesserungen gab es eher nicht. Im Gegenteil: Zur Stützung 
von Wirtschaftswachstum, Einkommen und Beschäftigung wurden gleich­
zeitig OlTensivrnaßnahmen gesetzt, die zu Mehrausgaben führten, welche 
in manchen Jahren höher waren als die Ausgabenkürzungen.-

Der Bundesminister für Finanzen führte weiters aus, dass die Ausgaben 
gemäß ESVG 2010 in den Jahren 201 1  bis 201 3  in manchen Bereichen deut­
lich stärker gestiegen sind als das nominelle Bruttoinlandsprodukt (2,2 % 
im Jahresschnitt). Im Speziellen die Ausgaben für soziale Sicherung, För­
derungen und der Öffentliche Konsum (insbesondere der Personalaufwand 
und die laufenden Verwaltungssachaufwendungen) wären davon betrof­
fen, weshalb er folgerte, dass weitere ausgabenseit ige Reformen vor allem 
im Sozialbereich, im Förderbereich und in der öffentlichen Verwaltung 
nötig wären. 

Am 2 1 .  April 201 5 1egle die Bundesregierung das Stabilitätsprogramm 2014 
bis 2019 vor. Darin präsentierte ie einen Budgetpfad, nach dem das struk­
turelle DefIzit in den Jahren 201 5 bis 2018 bei 0,5 % und im Jahr 2019 bei 
0,4 % des BIP l iegen sollte. I n  diesem Budgetpfad waren neben der Steu­
erreform (siehe unten) zusätzliche DlTensivmaßnahmen mit einem Volu­
men von 3,038 Mrd. EUR im Zeitraum 2015 bis 201 9 enthalten, davon 
266 Mio. EUR für ein Sicherheitspakct im BMI, 350 Mio. EUR für Zusat­
zinvestitionen in die Landesverteidigung, 920 Mio. EUR tUr Universitäten 

165 Am 29. April 2014 legte Österreich gleichzeitig in einem gemeinsamen Dokument mit 
dem neuen ÖSlemichischen Slabililätsprogramm für dit Jahre 201 J bis 2018 eine akru­
alisiene Übersicht über die östt"rI1!ichische HaushallSplanung (Update) 2014 und am 
1 S. Oktober 2014 eine Übersicht Ober die österreichische Haushaltsplanung 2015 vor. 
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und Fachhochschulen, 900 Mio. EUR für den bereits im September 2014 
angekündigten Ausbau des Breitbandnetzes, weitere 500 Mio. EUR für die 
Beschäftigung älterer Arbeitnehmer'" und weitere 80 Mio. EUR für Kurz­
arbeit. Bereits beschlossen ist die angekündigte Einführung einer Teilpen­
sion"'; die Erhöhung der Forschungsforderung (Österreich-Fonds und Erhö­
hung der Forschungsprämie) ist Teil des Steuerreforrngesetzes 201 5/201 6. 

Bereits am 1 7. März 201 5 beschloss die Bundesregierung im Mini terrat die 
Eckpunkte der ebenfalls in der _Übersicht über die österreich ische Haus­
haltsplanung 201 5" angekündigten Steuerreform 201 5/201 6. Im Stabilitäts­
programm 2014  bis 201 9 beziffene die Bundesregierung das Volumen mit 
5,2 Mrd. EUR bzw. 1 ,5  % des BIP. davon 4,9 Mrd. EUR für die Senkung der 
Lohn- und Einkommensteuer sowie die Rückerstattung von Sozialversiche­
rungsbeiträgen, 100 Mio. EUR für eine Verdoppelung des Kinderfreibetrags 
und 200 Mio. EUR für wachstums- und beschäftigungsf<irdemde Maßnah­
men (z.B. Erhöhung der Forschungsprämie, Erleichterung der K MU-Finan­
zierung, Zuzugsbegünstigung für Forscher). 

Die Steuerreforrn soll grundSätzlich am I. Jänner 2016 in Kraft treten und 
soll gemäß der Bundesregierung neben der Entlastung der Steuerzahler den 
Standon Österreich aUraktivieren, die Kaufkraft stärken, Arbeitsameize 
erhöhen und den Steuerkeil, d.h. die Differenz zwischen Arbeitskosten und 
Nettoverdienst, senken. Der Nationalratsbeschluss des Steuerreformgesetzes 
201 5/20 1 6  erfolgte am 7. Juli 201 5. Die vom BMF erstellte wirkungsori­
entiene Folgenabschätzung (WFA) zum Entwurf des Steuerreforrngesetzes 
201 5/201 6  zeigte folgende flllanzielle Auswirkungen:  

16& Dazu wurde das AMPFG dahingehend angepasst. dass Beihilren und Maßnahmen aus 
dem für AIVG-Leistungen vorgesehenen Aufwand bedeck I werden können. (..ArbeilS­
marktpoJitik-Finanzierungsgesetz, Änderung": BGB!.l Nr. 75/20t51 

167 ..Arbeit5lo",nvmicherungsgeseI2 1977. Änderung": BGB!. 1 Nr. 106/20t5 
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Tabelle 4.2- 1 :  StcucrrcformgesclZ 201 5/20 1 6  (WFA) 

Fin.an llerungshau\h.l t 

Steutmfor"M 2enS/2016: 
2011 2017 ZOl' 20t' 2020 

...... _ und ...,..,ft_", 
In Mlo. EUR 

Einkomm.nstfuertlrif neu ·3.150.00 ·4.'00,00 .4.400.00 - 4.400,00 - 4.400,00 

Fusion & "nhebung Vel'kehrubHtzbetrag! so.ie 
• 120,00 • 160.00 - 160,00 - lfiO,oo ·160,00 

Pendler,us.glelchsbetrOig & -lu.sc.hlli 

verdopplung des Klndl:rfrtibetrJ9fS 0.00 -100.00 • 100,00 -100,00 ·100.00 

SV-Erst.attung f. Arbeitnehmer - 120.00 - 300,00 - 300,00 - ]00,00 - 300.00 

SV-Entlttung f. Pensionisten - 35,00 - 70,00 - 70,00 ·70.00 - 70,00 

ErlI6hung st�rfrfi. Hitlrbellfrt.plt,tlMtfiligung ·25.00 - 25.00 - 25.00 - 25,00 ·25,00 

.st�rbe'r.iung der Mit"beiterrilbltte - 10,00 . 10,00 - 10.00 • 10,00 - 10,00 

Erh6hung d. foru.hungsprJmi. 0.00 - 10.00 - 80,00 - 80,00 - 80,00 

antrllgslo.se Arbeitnehmerver .nt.gung 0.00 - 200,00 � 200,00 - 200,00 - 200,00 

... • -4MO.OO -!U4I.OO - !U4I.OO -!U4l.OO - !U4I.oo 

8eUmpfung Sleuer- und Soli.lbttrug 1.000,00 1.210,00 1.411,00 1.504,00 l.S04,oo 

btfrilltlt Anhtbung des Spitunsleutrutlts 50.00 50,00 50.00 50,00- 50.00 

Absch.ffung Topf-SondtriU'9,btn 0.00 40,00 80.00 120.00 160,00 

Anpusungtn bei Immobilitnibschr.lbung 0.00 380,00 376,00 )72.00 368,00 

Anpulungen bel Immoblllenertrlgsltuer 90.00 115,00 115,00 115,00 115,00 

elngeS<h,Jnkte Vtrlus-tbtrOcbichtigung und 
10,00 35,00 55.00 55.00 55,00 

Ntul"eg4!(ung de:, Ein�tnrikkllhlung 

"nhebung leBt 115.00 150,00 150,00 ao,oo 150,00 

A.utLlufen 8ildungsfreibwig & .prlmi, •• 00 25,00 25,00 lS,OO 25,00 

Einführung eines U'IIige" Umututeutorulul & 
115.00 UO,OO 220,00 UO,CO 220,00 Anp.uung d, P,usch,litorung 

Andtorung CirESt·8tmeuungsgrundtigto 20,00 32.00 34,00 36.00 38,00 

Okol091sierun9 Oi4!Mt-PIeW 30.00 10,00 30.00 30,00 30.00 

, • • I .. ..-.. LU1.oo ......... Ll7' .... Ln .... 

. , I .. - �  - z.tIUII - 1-1_ - IMUO - I.UI,OO 

Nettoflninzitrung Bund (unter Berllc�sicMigung 
·1.12&,32 � 2,034.10 ·1.811.13 - 1.828,18 - 1.804,31 dtor lT-Umsetzungs- und Person,lkosten) 

O"ttle; WFA St'u'U"OI"'�U�U lOl\{lO16 (Zu 614 d I XlV".) 

Dem Emlastungsvolumen steht laut BMF ein Gcgenfmanzierungsvolumen 
von erwa 1 ,5 Mrd. EUR (201 6) bis 2,7 Mrd. EUR (2020) gegenüber. Für den 
Bund würde das bedeuten, dass der Netlofmanzicrungssaldo sich um bis zu 
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rd. 2,0 Mrd. EUR (2017)  verschlechtcne. [n dieser Darstellung sind nicht die 
weiteren im Ministerratsvonrag vom 1 7. März 201 5 angefühnen Gegenfi­
nanzierungsmaßnahmen enthalten; 

Einsparungen bei Förderungcn und in der Verwaltung ( 1 , 1  Mrd. EUR) 

Beitrag der Sozialvcrsicherung zur Steuerreforrn; 

- außerordentliche Anhebung der ASVG-Höchstbeitragsgrundlage 
zusätzlich zur jährl ichen Inflationsanpassung (90 Mio. EUR) 

- Senkung der Mindestbeitragsgrundlagen für SV-Beiträge von 
Selbständigen (Sozialversicherung d. gewerblichen Winschafl) 
sowie 

- Erstattung der SV-Beit räge der Bauern/Bäuerinnen 

Maßnahmen zur Bekämpfung von Sozialberrug (200 Mio. EUR) 

Maßnahmen im Bankenpaket (700 Mio. EUR); 

- Konteneinsichtnahme für Finanzverwaltung 

- Einführung eines zentralen Kontenregisters 

- Verpflichtende Mitleilung von höheren Kapitalabflüssen durch 
die Banken 

- Automatischer Austausch von Bankinforrnationen (GMSG) 

Im Bereich der Einsparungen bei Förderungen und in der Verwaltung 
erwanet sich die Bundesregierung Minderauszahlungen von 1 , 1  Mrd. EUR 
(gesamtstaatlich, veneilt nach dem FAG-Schlüssell, zu denen noch keine 
konkreten Gesetzesentwürfe vorliegen. Außerdem lassen sich die Wirkungen 
der Maßnahmen zur Betrugsbekämpfung und der erwaneten Selbstfman­
zierung (850 Mio. EURI nur schwer abschätzen, weshalb auch die Europä­
ische Kommission in der Beuneilung des Stabilitätsprogrammes 2014 bis 
2019 nur Teile dieser Maßnahmen anerkannte (siehe TZ 2.3.61. 

Nachdem die Bundesregierung im Stabilitätsprogramm 2014 bis 2019 nicht 
hinreichend kIar darlegen konnte, wie sie ihr ausdrucklieh genanntes Ziel 
der Budgetkonsolidierung'" tatsächlich umsetzen wird. sieht der RH jeden­
ralls erhebliche Risiken bei der Erreichung der Budgetziele (TZ 4.3). 

168 .. J, Winschafts- und budgt'tpolilische Strategie": S. 12 
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4.3 Risiken der mittelfristigen Haushaltsentwicklung in Österreich 

Der Budgetpfad der Bundesregierung'" sieht die Einhaltung des Stabilitäts­
und Wachstumspaktes und damit eines gesamtstaatJich strukturell ausge­
glichenen Haushalts ab 201 4  vor. Allerdings enthalten weder das Regie­
rungsprogramm noch die seither von der Bundesregierung publizienen 
Budgetunterlagen eine nachvollziehbare finanzielle Gesamtdarstellung. wei­
che Maßnahmen in welchem Ausmaß zur Erreichung dieses Zieles beitra­
gen. Der RH hält daher ausdrück.lich fest. dass auf der Mittciverwendungs­
seite die Inemzienzen. Doppelgleisigkeiten und Kompetenzüberlappungen 
insbesondere in den Bereichen Bildung. pnege, Soziales, Förderungen und 
Verwaltung beseitigt und die längst erforderlichen Strukturmaßnahmen 
umgesetzt werden müssen. Darüber hinaus sieht der RH Handlungsbedarf 
bei den Pensionen. Der RH hat zu all diesen Themen, wie im vorliegenden 
BRA 201 4. aber auch schon im BRA 201 3  zitien, zahlreiche Berichte veröf­
fentlicht, die eine Vielzahl von Empfehlungen fur grundlegende Reformen 
enthalten. 

Wie sich einerseits aus den Daten des vorliegenden BRA 201 4. andererseits 
aus Budgetunterlagen und Beschlüssen der Bundesregierung ergibt (insbe­
sondere Bundesvoranschlag 201 5, Stabilitätsprogramm Fonschreibung fur 
die Jahre 201 4  bis 2019, Bundesfmanzrahmen und Strategiebericht 201 5  bis 
2018 sowie 201 6  bis 2019, Steuerreformgesetz 201 5/201 6). bestehen erheb­
liche Risiken, um die budgetären Herausforderungen der kommenden Jahre 
erfolgreich zu bewältigen. 

Risiken der Mittelaufbringung (Einzahlungen) 

Nettoabgabcnenrag des Bundes: Schon im BRA 201 3"· hatte der RH 
auf das Risiko betreffend die Erreichung der veranschlagten Wene 
hingewiesen. Tatsächlich lagen die Einzahlungen aus öffentlichen 
Abgaben 201 4  netto 408,58 Mio. EUR und brutlo 877,22 Mio. EUR, 
vor allem bei der Körperschaftsteuer (- 293,92 Mio. EUR). den Abgel­
tungssteuern aus den Abkommen mit der Schweiz und Licchtenstein 
(- 235,95 Mio. EUR), der Umsatzsteuer (- 1 28,48 Mio. EUR) und der 
Veranlagten Einkommensteuer (- 1 1 6,05 Mio. EUR), unter dem Vor­
anschlag (Details im Textteil- Band 2, UG 16 - n 8). Schon aufgrund 

169 laut Slrategiebericht der Bundesregierung zum BFRG 2016 bis 2019 und laut Öster­
reichischem StabilitäLSprogramm Fortschreibung für die Jahre 2014 bis 2019. wekhes 
gleichzeitig den nationalen miuelfrisligcn Haushaltsplan 2015 und 2016 gemäß Art. 4 
der VO-EU 473/201) dar.".n, 

170 Siehe im BRA 2013 TZ 4.3 Risiken hinsichtlich der minelfrisligen Entwicklungen im 
Bundeshaushall. S. 185 fT 
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des Basiseffektes 2014 bleibt das Risikopotenzial auch ftir die Fol­
gcjahre bestehen und wird sich insbesondere durch die Risiken bei 
der GegenfInanzierung der Steuerreform ab 201 6  weiter beträcht­
I ich erhöhen (siehe dazu unten). 

Die mit 2 10,75 Mio. EUR im BVA 2014 angenommenen Verstei­
gerungserlöse von EmissionszertifIkaten in der UG 43 _Umwelt" 
erwiesen sich als deutlich zu hoch. Tatsächlich lagen sie mit 53,34 
Mio. EUR um 1 57,4 1 Mio. EUR unter dem Voranschlag in der UG 
43 (Details im Textteil - Band 2, UG 43 - TZ 23). Nachdem auch im 
Bundesvoranschlag 201 5 eine entsprechend hohe Veranschlagung 
vorgenommen wurde, besteht dieses Risiko ebenfalls ftir 201 5. 

Bezüglich der ftir 201 5  eingestellten Dividende ftir die Verbund AG 
in Höhe von 1 69,00 Mio. EUR verweist der RH auf den BRA 201 3, 
wo er bereits ausgeftihrt harte, dass die erwartete Dividende ange­
sichts der in der Öffentl ichkeit kolportierten ökonomischen Erwar­
tungen des Unternehmens extrem oplimistisch einge chätzt wurde, 
was jedenfalls ein ent prechendes Vollzugsrisiko begründet. Es 
besteht aus Sicht des RH kein neuer Informationsstand, der diese 
EinSChätzung verändern würde. 

Steuerreform: Das nunmehr vom Nationalrat am 7. Juli 201 5  
beschlossene Steuerreformgesetz 201 5/2016 (StRefG 20 1 5/201 6) 
mit einem Entlastungsvolumen von rd. 5 Mrd. EUR p.a. beinhal­
tet als zentrale Maßnahme eine Tarifsenkung bei der lohnsteuer 
(Eingangssteuersatz von 25 'lb start 36,S 'lb bzw. sechs start drei 
Tarifstufen); außerdem wird die Negalivsteuer deutlich erhöht und 
ausgeweitet. unter best immten Bedingungen wird eine antraglose 
Arbeilnehmerveranlagung durchgeftihrt und der Verkchrsabselz­
betrag angehoben. Neben dieser Ta ri freform sollen Famil ien (Erhö­
hung des Kinderfreibetrags) und die Wirtschaft (Erhöhung der For­
schungsprämie sowie der steuerfreien Mitarbeiterkapitalbeteiligung) 
entla tet werden. Die GegenfInanzierung soll im Wesentlichen ein­
zahlungsseilig durch die Bekämpfung von Steuer" und Sozialbetrug 
und Strukturmaßnahmen im Steuerrecht erfolgen. Weitere auszah­
lungsseiLige Einsparungen werden bei Förderungen und in der Ver­
waltung erwartet. Der Saldo aus Entlastung und Gegenfmanzierung 
soll durch die Selbstfmanzierung der Steuerreform aufgebracht wer­
den (Erhöhung der Kaufkraft und damit verbunden höherer Kon­
sum). Nicht bei allen im Steuerreformpaket angeführten Maßnah­
men sind fInanzielle Auswirkungen dargelegt. Darüber hinaus sind 
neben dem Bund auch länder und Gemeinden von Steuerausfal­
len und Gegenfmanzierung betroffen. die Sozialversicherung von 
BeitragsenUastungen für bisher Abgabenpnicht ige. Daher bleibt 
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neben der Budgetentwicklung des Bundes auch abzuwanen, ob die 
von der Bundesregierung in der gesamtstaatlichen Budgerplanung 
berück5ichtigten Beiträge von Ländern, Gemeinden und Sozialver­
sicherungen trotz der neuen Sachlage eingehalten werden können. 
Der RH weist auf die aus diesen Umständen resultierenden erheb­
lichen Ri iken für die Einhaltung des Budgetpfades der Bundesre­
gierung hin. 

Risiken der Mittelverwendung (Auszahlungen) 

Bundesftnanzrahmen: Der RH hat im BRA 201 J  auf Risiken bei 
den mittelfristig geplanten AuszahlungsentwickJungen hingewie­
sen, weil nicht erkennbar war, mit welchen Refonnmaßnahmen die 
Einhaltung der entsprechenden Beträge sichergestellt war. Die Aus­
zahlungsenrwicklung 2014 zeigte in mehreren Untergliederungen 
- insbesondere UG 1 1  ,Inneres', 20 ,Arbeit' und 22 ,Pensionsver­
sicherung' - deutliche Mehrauszahlungen, wobei dies auch unter 
Berücksichtigung höherer Einzahlungen bei den UG 20 und 22 galt 
(Details im Textteil - Sand 2, Untergliederungen 11, 20, 22 - T2 3, 9, 

11). Die entsprechenden Risiken wirken auch in den Folgejahren 
fon. 

Banken: Obgleich die Mitlelverwendungen für Banken nicht in 
das strukturelle Defizit eingerechnet werden, beeinnussen sie in 
der Regel '" das Maastricht-Deflzit und jedenfalls den Schulden­
stand und sind daher für die Budgetentwicklung wesentlich. Der 
RH weist, wie schon im BRA 201 J, auf das Risiko hin, ob die in 
der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes berück5ichtigte Vor­
sorge ausreichend ist (gemäß Strategiebericht der Bundesregierung 
201 6  bis 2019  ist für Kapitalmaßnahmen aus den Abbauaktivitäten 
der HETA Asset Resolution AG und einer ehemaligen Tochterbank 
in den Jahren 201 6  bis 201 8  jeweils ein Betrag von 200 Mio. EUR 
vorgesehen). 

Rücklagen: Während die Entnahme von Rücklagen defIzitwirksam 
ist, soweit dem nicht RückJagenzuFiihrungen in zumindest glei­
cher Höhe gegenüberstehen, wirken Re triktionen bei der Inan­
spruchnahme von Rücklagen im Sinne der Wiederbelebung eines 
,Auszahlungs fIebers" am Ende eines Finanzjahres kontraproduktiv. 
Damit ist auch das Risiko verbunden, dass höhere Auszahlungen 

17\ Die Auswirk.ung der Restrukluricrungsmaßnahmen rur Banken auf das Maaslricht-Defl­
zit bzw. allgemein aur die öffentlichen Finanzen gemäß ESVG 2010 wird von Walter 
Stiibler und Team in der Schriftenreihe �Statistische Nachrichten- der Statistik Austria 
(Heft 1/2015, S. 46 bis 661 bes<hrieb.n. 
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als unbedingt nötig getätigt werden, weil der Anreiz fLir sparsames 
Gebaren geschwächt wird. 

Harmonisiertes Rechnungswesen für Bund, Länder und Gemeinden 

Das Fehlen eines harmonisierten Rechnungswesens hat mangelnde Transpa­
renz von budgetären Ri iken insbesondere auf Länder- und Gemeindeebene 
zur Folge, die im neuen Rechnungs- und Veranschlagungswesen des Bundes 
etwa durch Rückstellungen und Wertabschreibungen aber auch durch den 
Ausweis des Ressourcenverbrauchs nicht erst bei Zahlung vorgesehen sind. 
Trotz weitreichender Fortschritte in den Verhandlungen zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden fLir eine neue Voranschlags- und Rechnungsab­
schlussverordnung (VRV] fehlte bei Redaktionsschluss des BRA 2014 eine 
entsprechende Einigung noch. In einem gemeinsamen Schreiben vom 6. Juli 
201 5  an den Budgetausschuss des Nationalrates übermittelten der RH und 
das BMF die noch zu klärenden Themen und die jeweiligen Positionen in 
Bezug auf die VRV. Der RH weist erneut und eindringlich auf die Notwen­
digkeit eines harmonisierten Rechnungswesens auf der Grundlage einer 
integrierten Finanzierungs-, Ergebnis- und Vermögensrechnung hin. 

Haftungen und Eventualverbindlichkeiten 

Eine fLir alle Sektoren des Staates konsistent ausgestaltete Gesamtregelung 
der Haftungen fehlt. Der RH hat bereits im BRA 201 3  die fehlenden Stan­
dards fLir die Festlegung von Haftungsobergrenzen kriti im. Einheitliche 
Standards für die Festlegung der Haftungsobergrenzen fLir alle Teilsektoren 
des Sektors Staat ind nach wie vor nicht vorgesehen, weshalb der RH die 
Kritik erneuert und rasche I.gistische Maßnahmen als dringend erforder­
lich erachtet, um die erforderl iche Vergleichbarkeit und Transparenz bei den 
Haftungen aller öffentlichen Haushalte in Österreich herzustellen. 

Berechnung des strukturellen Budgetsaldos 

Der RH wies im BRA 201 3  auf die in der mittelfristigen Haushaltsplanung 
von Österreich verwendeten nationalen Wirtschaftsprognosen hin, wäh­
rend sich die Europäische Kommission bei ihrer Beurteilung auf eigene 
Prognosen stützt. Damit können in der Beurteilung der Haushaltsenrwick­
lung nach wie vor unterschiedliche Einschätzungen zwischen Österreich 
und der EU auftreten.'" 

1 72 Zu den unterschiedlichen Prognosewenen für den stru.k:turtllen Budgeualdo siehe TZ 2.2 
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Mittelfristige Entwicklungen im Bundesh�ushalt 

Risiken der Erfüllung von EU-Budgetvorgaben 

Sowohl die Europäische Kommission 171 als auch der Fiskalrat '74 sehen die 
Gefahr, dass in den Jahren 201 5  und 201 6 das mittelfristige Haushaltsziel 
eines ausgeglichenen strukturellen Haushalts und damit die Einhaltung des 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes nicht gewährleistet ist. Der Fiskalrat sieht 
Risiken insbesondere in Bezug auf das konkrete Ausmaß der Gegenfman­
zierung der Steuerreform. In  seiner pessimistischen Variante geht er von 
nur 50 % des vom BMF angenommenen Gegenfinanzierungsvolumens aus. 
Auf der Grundlage der Bewertungsergebnisse der Europäischen Kommis­
sion empfahl der Rat der Europäischen Union Österreich, Maßnahmen zu 
trelfen, um eine Abweichung vom mittelfristigen Ziel in den Jahren 201 5  
und 201 6  zu vermeiden.'" 

Die Europäische Kommission stellte außerdem fest, dass zu den im Stabi­
litätsprogramm dargelegten Reformen Details über Umfang, direkter Ziel­
setzung und Auswirkungen fehlen würden. 

173 Assessmcn( of thc 2015 StabiJity Programme for Austria, Europäische Kommission 
(Gcneraldirektion Haushalt und Finanzen) 27. Mai 2015 

174 Bericht Ober die Einhallung der Fiskalregeln 2014 bis 2019. Fiskalrat, Mai 2015 

175 Empfehlung des Rates zum nationalen Refonnprogramm ÖSlcrrekhs 2015 mit einer 
Stellungnahme des Rates zum StabiJitälSprogramm Österreichs 201 S, Juli 2015 
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Finanzierung des Bundeshaushalts und Bundeshaftungen 

5 RNANZIERUNG DES BUNDESHAUSHALTS UNO BUNDESHAFTUNGEN 

5 . 1  Allgemeines 

Die Finanzschulden des Bundes sowie die Bundeshaftungen (TZ 5.7) sind 
wesentliche Indikatoren für die fmanziellen Belastungen und Risiken des 
Bundes. 

Finanzschulden sind gemäß § 78 Abs. I BHG 201 3  i.d.g.F. alle über das 
Finanzjahr hinausgehende Geldverbindlichkeiten des Bundes. die zu dem 
Zweck eingegangen werden. dem Bund die Verfügungsrnacht über Geld zu 
verschalTen. Sie dürfen vom Bundesminister für Finanzen nur nach Maß­
gabe der hientir im BFG oder in einem besonderen Bundesgesetz im Sinne 
des An. 42 Abs. 5 B-VG enthaltenen Ermächtigungen eingegangen werden. 

Kreditoperationen, welche der Bund für sonstige Rechtsträger oder Länder 
durchfühn, werden in TZ 5.6 gesonden beschrieben. Diese sind nicht als 
Finanzschulden des Bundes zu behandeln und zählen somit auch nicht zu 
den Bundesschulden. Sie werden von der Veranschlagung ausgenommen 
und in einem gesondenen Verrechnungskreis erfasst. 

Die Finanzschuldengebarung des Bundes erfolgt seit 1993  durch die Öster­
reichische Bundesfmanzierungsagentur (OeBFA), die als eigenständige recht­
liche Einheit (GmbH) im Namen und auf Rechnung des Bundes handelt. Sie 
steht zu 100 'lb im Eigentum des Bundes. Die rechtliche Grundlage für die 
Geschäftstätigkeit der OeBFA bildet das Bundesfmanzierungsgesetz '76. Für 
Rechlsträger des Bundes ist die OeBFA seit 1998, für die Länder seil dem 
Jahr 2000 tätig (§ 2 Abs. 4 Bundesfmanzierungsgesetz). Die OeBFA nimmt 
die Finanzierung für Rechtsträger und Länder entsprechend den Vorgaben 
der Auftraggeber im Namen des Bundes vor und leitete im Jahr 201 4  die 
Mittel mit gleichen Konditionen in Form von Darlehensvergaben an die 
Rechtsträger bzw. Länder weiter. 

Die zentrale Aufgabe der OeBFA ist es - unter strikter Beachtung von Risi­
kogrenzen - sicherzustellen. dass die Republik Österreich ihren Zahlungs­
verpnichtungen jederzeit nachkommen kann. 

Details über die Schuldengebarung des Bundes im Jahr 2014 enthält der 
Textteil BRA 2014. Band 2, UG 58 - TZ 28 bzw. der Zahlenteil des BRA 2014. 

176 BGBI. N r. 763/ 1992 Ld.g.F. 
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Finanzierung des Bundeshaushalts und Bundeshaftungen 

Tabelle 5.2- 1 :  

.. -.. 

5.2 Zusammensetzung und Entwicklung der Finanzschulden des 

Bundes 

Zur Berechnung der .bereinigten Finanzschulden· werden die Finanzschul­
den um den Saldo aus Verbindlichkeiten und Forderungen aus Währungs­
tauschvenrägen ergänzt (Finanzschulden netto) und um den Eigenbesitz des 
Bundes, das sind im Bundesbesitz befmdliche Bundesschuldtitel, vermindert. 

Nachfolgende Tabelle zeigt die Zusammensetzung und die Entwicklung der 
Finanzschulden in den Jahren 2010 bis 2014:  

Zusammensetzung und Entwicklung der Finanzschulden 

2010 2011 2012 20U 201. ... -
2OU : 2014 

in Mfd. EUR I In " 

Fllligl! und nichtflUige nnf.nz.sehuldenll IM.9lZ 193,371 201.318 207.li!9 207,928 + 0.59& .. 0.3 

• V'fblndtkh�l!il.n aus WlhrungstauKhwrtrJgen ... 14,515 • 1),)26 + 11,547 .. 8.026 • 7,718 . 0.281 • 3,6 

• Forderung." aus WlhrungSlJusc.hwrtrigtn - \l.774 • 1),087 • 11.254 · 7,122 • 8,024 - 0.302 • 1.9 

fl.'l'Iuclliuld..., ... n. 18',741 19),611 201.671 207.634 207,642 ... 0,009 . 0,0 

• Eigenbeiitz des 8undes - 9,972 - 10,415 • 12.121 · 13,691 • 11,4)1 + 2,261 • 16,5 

",.ffll"_ flN"uchuldell 176,171 111,11' 1.'.SSt 1'3.942 196,212 ... 2,269 .. 1,2 

BIP (MI '.") 294.621 308,6)0 1t7,OS6 122,81& 129,296 · 6,411 • 2,0 

in" dti 81P 

Bereinigt. 'in.nIKhuld�n .... 59,' 59,3 60,1 59,6 · O,5 "·Pl;te 

1) r.uigt Hl\fIllsc!lulMn, lCI10: O,U �. (Ul.lCIU, 0.44 jlllO, EUR 1012.0,44 jlllO EUl. lOll 0,44 11110. EUI.1014 0.41 jllio (UII 

300 

�Ue" HIS . • I�. '.'Ktonu .... III� Sr.mnk "uun .. 

Unter Berücksichtigung der Verbindlichkeiten und Forderungen aus Wäh­
rungstauschverträgen betrugen die Finanzschulden zum 3 I .  Dezember 2014 
ne no 207,642 Mrd. EUR. Zieht man davon die Bundesanleihen und Bun­
desschatzscheine ab, die der Bund im Eigenbesitz hält, belrugen die berei­
nigten Finanzschulden 196, 2 1 2  Mrd. EUR (20] ) :  193,942 Mrd. EUR) oder 
59,6 'lb des BIP (201 3 :  60, 1 'lb) und lagen um 2,269 Mrd. EUR (+ 1 ,2 'lb) 
über dem Vorjahr. 

Die bereinigten nichtralligen Finanzschulden setzten sich Ende 2014 aus 
folgenden Schuldganungen zusammen: 
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Tabelle 5.2-2; 

h,elchn .. ,. 

in lwWtiCMr Wlho.Af 

Anleihen 

Bunct.iObllg'liontn und 
Schuldvenchf.ibunqfn 

aundt�Kh'lucheint! 

Kredit. und O.rlthtn 

Summ. 

In FrtiMwlhnntt 

Anleintn 

Bundt$Oblig.tiontn und 
Schuldvenchreibungtn 

BundesKhlluchelnt 

Kredite und O.rlehtn 

Summt 

Gtllmb"m.,.. 

Finanzierung des Bundeshaushalts und Bundeshaftungen 

ZU5ammensetzung der bereinigten nichtfalligen Finanzschulden nach 
Schuldgattungen 

2010 2011 2012 ZOll 2014 

durdlKhn. • um.smn. duKhschn. _KIln. d .... KIIn . 
_ .... ..... -- ..... _ .... Ies.· _ .... Ies.· NoMtNile Ies.· 

Iovtmt ........ .. ...... ........ ........ 

In I4rd. 
in Jilhren 

In "'rO. 
In Jahren 

In Mrd. 
In J.hr.n 

In Mrd. 
in Jahren 

In "'rd. 
In Jah.ren 

EUR [UR EUR EUR EUR 

152.323 7.i 160.194 7.< 168.367 7.' 171.212 '.1 173.199 8.l 

2,503 7.i 2.201 7.S 1.953 1.< I.6IB 1,' 1,618 i.' 

4,274 <.< ],119& <.S 4.796 l.O 5,151 2.8 6,656 2.1 

13,815 IB,6 14.261 IB,9 14,414 17,9 13.960 11,9 14,037 16.9 

112.!U4 1,- UO. 551 1,2 119.550 I,S 193,042 I,' :'96.211 1,7 

1.580 2,1 Z.S25 1,' 0,000 0.0 0.000 0,0 0,000 0,0 

0.2'16 0.1 0,100 0.7 0,000 0.0 0.000 0,0 0,000 0,0 

0,000 0,0 0.000 0.' 0,000 0,0 0.000 0,0 0,000 0.0 

0,000 0,0 0.000 0,0 0,000 0,0 0,000 0.0 0.000 0.0 

1,856 2,S 2,624 I,S 0,000 0,0 0,000 0,0 0,000 0.0 

176,770 1,1 113, 17' 1,1 119,550 I,S 193,942 ... 196,ZU 1,7 

Quelle, Odr ... 

Im Jahr 201 4 betrug der Anteil der Anleihen an den bereinigten Finanz-
schulden insgesamt 88,6 <\b. Alle offenen Fremdwährungsverbindlichkeiten 
wurden zur Vermeidung von Fremdwährungsrisiken mittels Währungs-
tau5chvertrag in EUR abgesichert (siehe Tabelle 5.2.4). 

Die durchschnittliche Restlaufzeit der zum Jahresende aushaftenden Finanz­
schulden erhöhte sich gegenüber 201 3 von 8,6 auf 8,7 Jahre und war bei 
den Krediten und Darlehen mit 1 6,9 Jahren am höchsten und bei den Bun­
desschatzscheinen mit 2, 1 Jahren am niedrigsten. 

Entwicklung und Stand der Währungstauschverträge 

Währungstauschverträge werden zur Steuerung des Schuldenportfolios dC5 
Bundes abgeschlossen und dienen zur Absicherung von Fremdwährungs­
risiken. 
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Tabelle 5.2-3 :  

.. uktln .... 

K.pit.llverbindlkhkeltfn �IJS wTY 

�pll,tfotdfrunge:n JUS WTV 

SIll ... WTV 

Die nachfolgende Tabelle stellt die zum Jahresende ausgewie encn Stände 
an Kapitalverbindlichkeiten und -forderungen aus Währungstauschvenrä­
gen und den dazugehörendcn Zinsverpflichtungen bzw. -berechtigungen 
der letzten fünf Jahre dar: 

Entwicklung der Stände an Verbindlichkeiten und Forderungen aus Wäh­
rungstauschverträgen 2010 bis 2014 

2010 2011 ZOll 2011 20'. y.,...,.", 
2OU: 2014 

'" Mrd. [UR I , . ..  

1011,SI" 13,326 11547 8.026 7.138 - 0,288 - 3.6 

13.774 lJ.O.7 11,2S4 7,722 8.02' . 0,302 + l,t 

(Ü"'rhl"l IUS K.lplutftfbh,dlJ(hk.lttft) 
0,111 0. 240 0, 293 0.30S - 0,215 • D,stD - 1'1.' 

ZinswrpfUchlungen JUS WTV 14.00 12.866 10,827 9,091 7,621 - 1,470 - 16.2 

linsberechtigungl!n JUS WTV tl,a31 lZ,142 10,218 8,451 6,987 - 1.471 - 17,4 

s. .... l'"HI'I IUS WTV 
(OMrhHt .us Ihtswrpfttchtufttltll) 

O,6U Q,S21 0.610 0,6)1 O,Il4 . 0,001 . O,Z 

SU_ (U-..,. ... ... __ 
1,425 0, 161 0,901 0,9)7 0,34' ·o.slt - 62,' 

.... ZI_�1 

302 

Ouflltfl 5"'. tlgftlf l.f�""U"9 

Die Kapitalverbindlichkeiten aus Währungstauschverträgen gingen 201 4 
von 8,026 Mrd. EUR um 287,79 Mio. EUR auf 7,738 Mrd. EUR gegenüber 
201 3  zurück. Die Kapitalforderungen aus WährungstaUSChverträgen stie­
gen 2014 von 7,722 Mrd. EUR um 302,06 Mio. EUR auf 8,024 Mrd. EUR 
gegenüber 201 3. Die Kapitalrorderungen lagen damit 2014 um 285,25 Mio. 
EUR höher als die Kapilalverbindlichkeiten. 

Der Saldo aus Zinsverpflichrungen für Kapitalverbindlichkeiten aus Wäh­
rungstauschvenrägen (7,621 Mrd. EUR) und Zinsberechrigungen rur Kapital­
forderungen aus Währungstauschvenrägen (6,987 Mrd. EUR) betrug 633,78 
Mio. EUR. 

Die Summe au Überhang aus Kapitalverbindlichkeiten und Zinsverpflich­
lungen ergab zum 3 1 .  Dezember 201 4  einen _Verlust- von 348,53 Mio. EUR 
(20 1 3 :  937,35 Mio. EUR). Eine endgültige Aussage über den tatsächlichen 
wirtschaftlichen Erfolg der Währungslauschverträge ist nicht möglich, weil 
dieser wesentlich vom Verhältnis der Wechselkurse zueinander zum Zeit­
punkt des vereinbarten Rücktausches mitbestimmt wird. 
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Tabelle 5.2-4 : 

Finanzierung des Bundeshaushalts und Bundeshaftungen 

Auswirkung der Währungstauschverträge auf die Struktur der Finanz­
schulden 

Unter Berücksichtigung dcr Verbindlichkeiten und Forderungen aus Wäh­
rungstauschverträgen stieg der Anteil der Finanzschulden in heimischer 
Währung von 96.6 <\b auf 100.0 <\b der Finanzschulden. Sämtliche Finanz­
schuiden in fremder Währung zum 3 1 .  Dezember 2014 waren minels Wäh­
rungstauschverträgen in heimische Währung abgesichert. 

Einfluss von Währungstauschverträgen auf die Struktur der Finanzschul­
den 

_ WTY  Mdl WTY  om....u 
1hz ......... 

In Mtd. EUR I in Mrd. EUR I , . .. , . ..  In Hrd. EUR 

fin,nuchulden in ht!lmilcher Wlhrung ZOO,922 96,6 201.642 100,0 . 6,720 

fln�nuchutd.n In Fremdwlhfung 7,005 1,< 0,000 0,0 · 7.005 

Summ. nietItUlII,. flnanzuhutd.n 201,927 100.0 201,642 100,0 - O,21S 

Zinsswaps 

Zinsswaps werden zur Diversif.zierung der Zinszahlungsstrukturen der EUR­
Bundesanleihen eingesetzt. Bei Zinsswaps geht es immer nur um den Tausch 
von Zinszahlungen. der Nominalbetrag wird dabei nicht transferiert. 

Ende 2014 betrug das Volumen an Zinsswaps zum Nominalwert 30,635 
Mrd. EUR und unterschritt den Vorjahreswert von 34,961 Mrd. EUR um 
4,326 Mrd. EUR. 

5.3 Kreditoperationen zur Kassenstärkung 

Finanzierungen zur vorübergehenden Kassenstärkung, die noch im Jahr 
ihrer Aufnahme getilgt werden, zählen gemäß § 78 Abs. 2 BHG 201 3 i.d.g.F. 
nicht zu den Finanzschulden. Gemäß § 50 Abs. 3 BHG 201 3 i.d.g.F. ist die 
Aufnahme von Kassenstärkem insofern begrenzt, dass die Liquiditätsre­
erve des Bundes 3 3  v.H. des Finanzierungsrahmens des jeweiligen BFG 

nicht übersteigen darf. Außerdem besteht eine berragliche Bindung an Bud­
gerpositionen. Im DB 58.01.02 _Kurzfristige Verpflichtungen- waren dafür 
je 40.000 Mrd. EUR sowohl für Ein- und Auszahlungen als Rahmen ver­
anschlagt. 
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Finanzierung des Bundeshaushalts und Bundeshaftunge:, 

Tabelle 5.3- 1 :  

Tabelle 5.4- 1 :  

304 

Entwicklung und Stand der KredilOperalionen zur Kassenstärkung 2010 
bis 201 4 

2010 :l011 2012 2O1l 2014 

--
in "'fd. (UR 

Aufn.hme ll,621 31.228 l1,S66 12,8t6 20,(2) 

Ruckuhlung tl.915 11.1111 11,610 11.1125 20,552 

Oifferent (KunwltrtlnderulIg) · O.2U . o.no · 0,044 - 0,009 · O,UI 

Qu.llt S"" 

Die Aufnahme der veranschlagten Kassenstärker (20,423 Mrd. EURj erfolgte 
zu 1 1 ,766 Mrd . EUR in heimischer Währung und zu 8,657 Mrd. EUR in 
fremder Währung. Sämtliche Kassenstärker in fremder Währung wurden 
mit Devisentermingeschäf1en abgesichert. Bei der Rückzahlung der Kas­
senstärker (20,552 Mrd. EURj kam es bei jenen in fremder Währung [8,786 
Mrd. EURj zu einem Kursverlust von 1 29,3 1 Mio. EUR. Diesem Kursver­
lust stand ein Gewinn aus den Devisenlermingeschäften von 1 29,3 1 Mio. 
EUR gegenüber. 

5.4 Verzinsungsstruktur der Finanzschulden 

Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung der durchschnittlichen Nomi­
nalverzinsung, der durchschnittlichen Rendite sowie den Anteil an fIX und 
variabel ver Linsten Finanzschulden : 

Verzinsungsstruktur 2010 bis 2014 

2010 2011 2012 ZOll 2014 

"uk_unt 
In .. 

d,mhlChnlttUch. NOfllln.'.,.f1insun, 4. 1 4. 1 3,' 3.1 3.4 

in heimischer Wjhrung 4.1 4.1 3.' 3.7 3.4 

in fremdwlhrung 3.1 3.2 .,. • •• • •• 

dUfc:hschnlttltdl. ""dit. 
4 •• U 3.6 3.4 3.2 (Eff.lttl ..... rnl'lsung) 

..... 

fb: �rllnstt Fln.nuchutden 96,11 96.3 96.2 96,3 94.7 

nri.bel �rlinste Fin.nl$(hulden 3.2 3.1 3.' 3.7 S.3 

O",tl. o.erA 
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Tabelle 5.5- 1 :  

lenkttMnt 

Anleinen 

8undesobligationen und 
SctluldvtrKhreibtJngen 

BundHKh.lmhtlnt 

K:rt�hte und DIrlehen 

SeiIllJII. 

Finanzierung des Bundeshaushalts und Bundeshaftungen 

Durch den hohen Anteil an fix verzinsten Finanzschulden (94.7 '*» schlu­
gen sich Zin änderungen am Kapitalmarkt nur im geringen Ausmaß auf 
den Zinsaufwand nieder. Die durchschnittliche Nominalverzinsung betrug 
im Jahr 2014 für die Finanzschulden unter Berücksichtigung der Währungs­
tauschvenräge 3.4 '*> (201 3 :  3,7 '*» und lag um 0,2 Prozentpunkte (201 3 :  
0,3 Prozentpunkte) über der durchschnittlichen Rendite von 3,2 '*> (20 1 3 :  
3,4 '*» .  Die Differenz zwischen Nomin<llverzinsung und Rendite ergibt ich 
aurgrund der vermehrten Auf stockung von Bundesanleihen mit deutlich 
über dem Marktzinsniveau liegenden Nominalzinssätzen, weil die Rendite 
neben dem Nominalzinss<ltz u.a. auch Agien bzw. Disagien, Provisionen 
und Gebühren berücksichtigt. 

5.5 Finanzielle Auswirkungen auf künftige Finanzjahre 

5.5.1 Tilgungsverpflichtungen der bereinigten 

Finanzschulden ab 2015 

Der Bund wird in den kommenden Jahren erhebliche Tilgungen <lbreifen­
der Finanzschulden zu leisten und diese bei Andauern jährlicher Defizite 
zur Gänze zu refinanzieren haben. 

Tilgungsverpnichrungen der bereinigten nichtfalligen Finanzschulden ab 
201 5 getrennt nach Finanzjahren und Schuldgallungen 

ZOtS I 2016 I lOH I 2011 I 2019 I 2020 I .. Z021 I � 

in Mrd. [UR 

11,623 12 .... 79 t6,I09 17,211 21.035 14i,558 80,174 173.8951 

O,214i 0.059 0,05& 0.000 0,010 0,600 0,597 1.6111 

..... 0.000 0.000 0.000 0.000 0.000 0,596 6,656 

0,684 0,106 0,005 0,088 0,2500 0,102 12,602 14,037 

11,607 12,644 16,172 17.305 21,355 15.460 94,6" 116.211 

Qw{tt HIS-Truwry 

Die Tilgungsverpfl ichtungen der bereinigten nichtf<ill igen Finanzschulden 
werden von 201 5  bis 2020jäbrlich zwischen 1 2,644 Mrd. EHR (20 1 6) und 
2 1 ,355 Mrd. EUR (2019) betragen. Ausgehend von den bereinigten Finanz­
schulden des Bundes Ende 2014 sind in den nächsten sechs Jahren in Summe 
101 ,543 Mrd. EUR (51 ,8 '*» der aushaftenden Verbindlichkeiten zurück­
zuzahlen. Der weitaus höchste Anteil davon entfallt auf Anleihen in hei­
mi eher Währung (91 ,6 '*» .  
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Tabelle 5.5-2: 

.. -..... 

An.lelhtn 

Bundtlliobligltiontn und 
Schuldverschreibungen 

Bundll!!uch.tncheint 

Kredite und Dlrlehtn 

5u"' __ 

306 

5.5 .2  Zinsverpflichtungen der bereinigten Finanzschulden ab 2015 

Zinszahlungen teilen einen wesentlichen Teil dcr vergangenheitsbezogenen 
Mittelvcrwendungen des Bunde dar und schränken die Manövrierfähig­
keit des Bundeshaushalts erheblich ein. 

Zin verpnichtungen der bereinigten nichtfalligen Finanzschulden ab 
201 5  getrennt nach Finanzjahren und Schuldgattungen 

20tS I 2016 1 2011 I 201$ I 2019 I 2020 1 a' 2021 1 � 

in Mfd. (UR 

6,135 6.541 5,246 4.66& 4,067 1.468 26.)11 56.495 

0,059 0.050 0,04. 0,046 0.046 0,041 0,147 0,439 

· 0,011 0,00' 0,004 0,004 0.004 0,004 0,048 0,056 

O,S« 0.538 O,S]) D,S}' D,Sl} 0,523 6.216 9,nl 

6,125 7,11] 5,111 5.252 4.650 4,011 12,'52 66.480 

DIaU. HIS-Ir""",,. 

Die Zinsverpnichtungen der zum Jahresende 2014 bestehenden bereinigten 
nicht fäll igen Finanzschulden werden in den Jahren 201 5 bis 2020 zwischen 
4,036 Mrd. EUR (2020) und 7, 1 3 3  Mrd. EUR (20 1 6) jährlich betragen. Die 
Zinsleistungen für die zum 3 I .  Dezember 2014 bestehenden Finanzschulden 
vermindern sich kontinuierlich aufgrund der jährlichen Tilgungen. Nur rur 
das Jahr 2016 ist ein Anstieg fe tstellhar. Dieser ist bedingl durch die Fäl­
ligkeit einer Nullkuponanleihe, ftlr die keine periodischen Zinszahlungen 
zu leisten sind ; die Zinsen hieftlr werden erst am Ende der Laufzeit fallig. 
Zu berücksichtigen ist jedoch, dass die tatsächlich zu leistenden Zinsver­
pnichrungen höher sein werden, weil ftlr die zu tilgenden Kreditoperati­
onen die Aufnahme neuer Finanz chulden notwendig sein wird. aus denen 
sich zusätzliche Zinsleistungen ergeben werden. Im Hinblick auf das der­
zeit historisch niedrige Zinsniveau besteht ein entsprechendes Risiko rur 
zukün rtige Budgets. falls das Zinsniveau wieder ansteigen sollte. 

5.6 Rechtsträger- bzw. Länderfinanzierung 

5.6.1 ALLgemeines 

Die OeBFA hat nach Aufforderung durch den Bundesminister flir Finan­
zen im Namen und für Rechnung des Bundes gemäß § 61 BHG 201 3  i.d.g.F. 
Kreditoperationen flir sonstige Rechtsträger und ftlr Länder durchzuführen 
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Tabelle 5.6- 1 : 

Finanzierung des Bundeshaushalts und Bundeshaftungen 

bzw. Währungstauschvenräge abzuschließen sowie bestehende Kreditopera­
tionen oder Währungstauschvenräge nachträglich zu ändern. Als sonstige 
Rechtslräger bestimmt § 81 Z 1 l it .  a BHG 201 3  i.d.g.F. jene Rechtsträger, an 
denen der Bund mehrheitlich beteiligt ist oder für deren Kreditopcralionen 
der Bund die Haftung als Bürge und Zahler gemäß § 1 357 AßGB oder in 
Fonn von Garantien übernommen hat. Aus diesen Mitteln sind den betref­
fenden RechtSlrägern bzw. Ländern Finanzierungen zu gewähren. I n  die­
sem Rahmen ist die OeBFA als ausführendes Organ tätig. Die Länder/son­
stigen RechlSträger können, müssen sich aber nicht der OeBFA bedienen. Die 
Finanzportfoliogestaltung, d.h. die Entscheidungen, welche Transaktionen 
getätigt werden, obliegt allein dem jeweiligen Land/sonsLigen Rechtsträger. 

Die vom Bund für die Rechtsträger und Länder durchgeflihrte Schulden­
gebarung ist von der Veranschlagung ausgenommen und wird in einem 
gesonderten Verrechnungskreis erfasst. 

5.6.2 Entwicklung und Stand der über die OeBFA abgewickelten nichtfäl­

ligen Rechtsträger- bzw. Länderschulden 

Die Entwicklung der Rechtsträger- und LänderflOanzierung in den Jahren 
2010 bis 2014 stellte sich wie folgt dar: 

Entwicklung und Stand der nichtfalligen Rechtsträgcr- und Länderschulden 

2010 2011 2012 20U 2014 
_ ..... 

in "',d. (UR 

A,,'.nt'iesund 7,072 7,193 1,110 '.11' '.421 

.. Zug.ng .. t.al .. 1.851 .. 0,780 .. 1,467 .. 1,920 

Abg,nq • 1,081 · 0,94,4 . 0.701 • 1,221 . 1,055 

+/- KurswllrtJnderung .. 0,049 .. 0,010 . O.OO-4i · 0,006 .. 0,012 

Endhtllnd 7.193 ',110 .,116 ',4Z7 9,103 

dilvon In heimliCher Wihrung 6.1138 7,lU 7,840 ',087 81.951 

d,von in Fremdwihrung 0.355 0.]66 0,341 0,]40 0.352 

Qucllc: OeBfA 

Der für 2014 geltende Anfangsbestand an  nichtfalligen Rechtsträger- und 
Länderschulden von 8,427 Mrd. EUR wurde durch Schuldaufnahmen von 
1 ,920 Mrd. EUR und Kurswertänderungen von 1 1 ,87 Mio. EUR erhöht. 
Schuldtilgungen in Höhe von 1 ,055 Mrd. EUR verminderten den Schul­
denstand. Aufgrund dieser Entwicklung betrug der Endbestand an nicht-
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Finanzierung des Bundeshaushalts und Bundeshaftungen 

Tabelle 5.6-2: 

308 

fal t igen Rechtsträger- und Länderschulden 9,303 Mrd. EUR (20 1 3 :  8,427 

Mrd. EUR). Diesen nichtfalligcn Verbindlichkeiten standen Forderungen des 
Bundes gegen folgende Rcchtsträger und Länder in gleicher Höhe gegenüber: 

Zusammensetzung der Rechtsträger- und Länderschulden nach Schuldnern 

- --

Soft....., _ ....... 'L."" 

I I v.-.ot 
:ZOU 2014 

2011 : 2014 

in Mrd. EUM 

Wien 2.-'S4 2,730 . 0,215 

Stel,f""rlc 0,450 1.S60 • 1.110 

Nitderö,terTtich 2.011 1.49Z · 0,539 

KIrnten 1.438 1,178 · 0.060 

S.Lzbur9 1.190 1,240 . 0,050 

A$FJHAG 0,317 0,]24 + 0,007 

Obeföstttrtich 0.321 0,121 0,000 

Burgent.nd 0.220 0.240 . 0.020 

Art rOr Art The.lfrsefvice 6mbH 0,000 0,014 • 0,014 

I{unslhisloriuhts Museum 0,006 0.006 0.000 

'.uWlb,u'U'M ',427 9,J03 . 0.1,. 
0II.t1. OelfA 

Die Länder Wien, Steiermark. Niederösterreich, Kärnten und Salzburg haben 
in den letzten Jahren am meistcn von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, 
sich über die OeBFA zu fmanzieren und hielten zum 3 1 .  Dezember 2014 

zusammen 90,3 'lb (8,399 Mrd. EUR) des aushaftenden Nominales in Höhe 
von 9,303 Mrd. EUR. Die Finanzierungen für das Land Steiermark erhöh­
ten sich zum 3 1 .  Dezember 2014 um 1 , 1 \0 Mrd. EUR. Die größte Vermin­
derung gab es beim Land Niederösterreich in Höhe von 539,27 Mio. EUR. 

Im Jahr 2014 ging der Bund für die Rechtsträger und Länder keine neuen 
Währungstauschverträge cin. Es wurdejedoch auf Wunsch des Landes Nie­
derösterreich ein Zinsswap in Höhe von 250,00 Mio. EUR abgeschlossen. 
Zum 3 1 .  Dezember 2014 standen den Verbindlichkeiten aus Währungs­
tauschverträgen von 756,65 Mio. EUR (20 1 3 :  930,75 Mio. EUR) Forderungen 
von 907,04 Mio. EUR (20 1 3 :  1 , 1 40 Mrd. EUR) gegenüber. Da sowohl die 
Forderungen als auch die Verbindlichkeiten an die Rechtsträger und Län­
der weiterverrechnet wurden, waren die Rechtsträger- bzw. Länderfman­
zierungen fur den Bund aufwandsneutral. 
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Die durch die OeBFA für sonstige Rechtsträger und Länder durchgeführten 
Kreditoperationen erfolgen im Namen und auf Rechnung des Bundes und 
somit hat der Bund diese jedenfalls zu bedienen, unabhängig davon, ob ein 
sonstiger Rechlslräger oder ein Land die mit dem Bund abgeschlossenen 
Darlehensverbindlichkeiten bedient. 

5.6.3 Sonstige finanzielle Lasten 

Außerhalb des Bundeshaushalts ist auf die Schuldenstände de ÖBB-Kon­
zerns und des ASFINAG-Konzerns hinzuweisen "'. Demnach wies der ÖBB­
Konzern zum 3 1 .  Dezember 2014  lang- und kurzfristiges Fremdkapital in 
Summe von 24,054 Mrd. EUR (20 1 3 :  23 ,042 Mrd. EUR)'70 aus, wobei gegen­
über 201 3  eine Steigerung von 4.4 <\b zu verzeichnen war. In der Konzern­
bilanz der ASFINAG ergaben lang- und kurzfristige Schulden zusammen 
1 1 ,604 Mrd. EUR (20 1 3 :  1 1 ,520 Mrd. EUR)I7', wobei die Differenz gegen­
über 201 3  einer Erhöhung um 0,7 <\b entsprach, 

171 Jeweils berechnet nach IFRS 

178 Quelle: ÖBB-Holding AG, Geschäftsbericht 2014 

179 Quelle: ASFINAG. Geschäftsbericht 2014 
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310 

5.7 Bundeshaftungen 

Haftungen, die vom Bundesminister für Finanzen aufgrund gesetzlicher 
Ermächtigungen übernommen wurden, gelten als Eventualverbindlichkeiten 
des Bundes. Dem Bund kommt dabei die Rechtsstellung eines Bürgen oder 
eines Garanten zu. Desgleichen haftet der Bund aufgrund § l Abs. 2 und 4 

des Postsparkassen gesetzes 1969 Ld.g.F. für die bis 3 1 .  Dezember 2000 ein­
gegangenen Verbindlichkeiten der Österreichischen Postsparkasse. 

Zur Begrenzung der Haftungsverpnichtungen wurden in Umsetzung des 
Österreich ischen Stabilitätspaktes 201 1  mit dem Bundeshaftungsobergren­
zengesetz'lO (BHOG) eine rechtlich verbindliche Gesamlhaftungsobergrenze 
für die Jahre 201 2  bis 201 4 für die Bundesebene (einschließlich außerbud­
getärer Einheiten) festgelegt. Im Zeitraum I. Jänner 201 2  bis 3 1 .  Dezem­
ber 2014 durfte der jeweils ausstehende Gesamtbetrag an Haftungen des 
Bundes 1 93 , 100 Mrd. EUR an Kapital nicht übersteigen. Der Gesamtbetrag 
setzte sich zusammen aus 

1 93.000 Mrd. EUR für vom Bundesminister für Finanzen namens 
des Bundes für Dritte übernommener Haftungen und Schadloshal­
tungsverpflichtungen. 

davon 

- 1 8,000 Mrd. EUR an Kapital für Haftungen des Bundes 
gemäß ÖIAG-AnleihegeselZ, Postsparkassengesetz 
1969, Interbankmarkt tärkungsgeselZ und 
U nterneh mensl iquid i tätsstärkungsgesetz und 

- einem jeweils ausstehenden Gesamtbetrag von 1 75.000 Mrd. 
EUR an Kapital für alle übrigen Haftungen 

100,00 Mio. EUR von außerbudgetären Einheiten des Bundes. die 
dem Sektor Staat zugehören und im Verantwonungsbereich des 
Bundes liegen, für Dritte übernommene Haftungen und Schadlos­
hallungsverpfl ichtungen. 

Verpflichtungen des Bundes. die zu den Finanz- oder sonstigen Bundes­
schulden gezählt werden, sind auf den Gesamtbetrag nicht anzurechnen. 

Der RH wies im Rahmen des Begutachtungsverfahrens zum BHOG kritisch 
darauf hin, dass die Haftungen für Zinsen und Kosten auf den Höchstbetrag 

180 BGBI. 1 Nr. 149/2011 
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an Haftungen gemäß BHOG nicht anzurechnen sind und dass die tatsäch­
lichen Verpflichtungen des Bundes aus übernommenen Haftungen beträcht­
lich höher sein können als der gesetzlich festgelegte Gesamtbetrag an Haf­
tungen gemäß BHOG. Diese abweichende Behandlung von Zinsen nach 
dem BHOG und dem BHG fUhrt zu einer unterschiedlichen Berechnung der 
einzelgeselzlichen Haftungsrahmen. bei denen auch Haftungen fUr Zinsen 
eingerechnet werden und des GesamtbetTags an Haftungen gemäß BHOG, 
der nur das Kapital erfasst. Die Gesamthaftungsobergrenze des BHOG stellt 
wegen der Außerachtlassung von Zinsen und Kosten die sich aus der Über­
nahme von Haftungen ergebenden Auswirkungen auf den Bundeshaushalt 
unzureichend dar. 

Außerdem regte der RH an, dass die im § 3 BHOG vorgesehene MeIdever­
pflichtung der außerbudgetären Einheiten des Bundes'" nicht bloß gegen­
über der Statistik Austria, sondern auch an den RH erfolgen sollte, zumal 
diesem die Erstellung des BRA obliegt. 

Was die in § l Abs. 2 Z 2 genannten Haftungen von außerbudgetären Ein­
heiten des Bundes, die von diesen fUr Drine übernommen werden. betrifft. 
wies der RH darauf hin. dass die Erläuterungen keine weiteren AusfUh­
rungen zur Frage, wen die Verantwortung zur Einhaltung der Obergrenze 
trifft, beinhalten. Dies insbesondere deshalb, weil fUr diese Einheiten ledig­
lich ein Gesamtbelrag an Haftungen, jedoch keine fUr die jeweilige Gesell­
schaft verbindliche Obergrenze feslgeslelh wird. Der RH regte daher an, 
auch zu dieser Frage nähere Erläuterungen auFzunehmen. 

Der RH wies außerdem darauf hin, dass den Bund bei Ausschöpfung der 
festgelegten Haftungsobergrenze von 1 93 , 100 Mrd. EUR Haftungen im Aus­
maß von elWa zwei Drinel des BIP treffen würden und deshalb der Bil­
dung von Vorsorgen aus der Sicht des RH besondere Bedeutung zukommt. 

Aufgrund einer Novelle zum BHOG'" verringert sich die Haftungsober­
grenze von 193 , 100 Mrd. EUR auf 1 80,900 Mrd. EUR fUr den Zeilraum 
I .  Jänner 201 5  bis 3 1 .  Dezember 2018. Diese Verminderung ist insbesondere 
auf das Abreifen der Haftungen gemäß ÖIAG-Anleihegesetz, Postsparkassen­
gesetz 1 969, Inlerbankmarktstärkungsgesetz und Unternehmensliquiditäts­
stärkungsgesetz von 1 8,000 Mrd. EUR auf 1 ,877 Mrd. EUR (diese freiwer-

181 Meldeverpnichtung in Bezug auf den Gesamtstand für Dritte übernommene lIaftungen 
und Schadloshaltungsverpnichtungen zum 31. Dezember des Vorjahres, eine Vorschau 
des GesamthöchslSlandcs ihrer Haflungen Hir das Folgejahr sowie eine um 10 qo oder 
eine Mio. Euro übersteigende Überschreitung der gemeldelen Vorschau. 

t82 BGBI. I Nr. 40/2014 

3 1 1  
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denden Beträge dürfen nicht ftir neue Haftungsübernahmen genützt werden) 
sowie auf eine um 3,000 Mrd. EUR höhere Haftungsobergrenze ftir die 
ÖBB-Infrastruktur AG aufgrund entsprechender Vorschau- und Bedarfsrech­
nungen zurückzuftihren. Die bisher enthaltene GesamLObergrenze gemäß 
§ 1 Abs. 3 Z 2 BHOG in Höhe von 100,00 Mio. EUR wurde auf 900,00 Mio. 
EUR erhöht. Durch die Neuzuordnung von außerbudgetären Einheiten zu 
den Sektoren gemäß ESVG 2010 ist davon auszugehen, dass sich die Anzahl 
der außerbudgetären Einheiten erweitern wird. 

Nachfolgende Übersicht gibt einen Überblick über die im BHOG festgelegten 
Gesamthaftungsobcrgrenze und deren Ausnutzung: 

Tabelle 5.7- 1 :  Haftungsobergrenzen und deren Ausnutzung 

Hlftu .... Hrg,...,. 
�u.nutlung Hf 

HaftunpoMtgn",. 
"ukh.u,,,, -" "HaG 

ru_ lt.12.Z0t4 

in "rd. EUR 

--..... 1'1,100 ".017 

d.llvon 

3 1 2  

vom Bundesminister fU, Fin.nztn nillnens des Bundes fur Dritlll!! übernommene H.ftungen 
gt'mlß t 1 Abs. I Z. 1 BHOG 

d.von 

191.000 91,881 

�plul für H.1Iftungen eies Bundes gem. OI"(j-Anlt'ih�l!setz. Posup.rkuungtsfll 1969. 
Interb.nkmJrktstlrkungsgHetz und UnternehmenlliquidiUtnUrkungsgtuU 

18.000 1,lS6 

von oluSer1:!uclgttir"n Einheittn <11M Bundes fijr Dritte Il�rnommene H.ftungen gtmlS t 1 Abt. I 

L 2 BHOG 

l1S,OOO 

0.100 

96.S21 

0,19' 

ou.u. eMf 

Die auf die Haftungsobergrenze gemäß BHOG anrechenbaren Hartungen 
ftir vom Bundesminster ftir Finanzen namens des Bundes ftir Dritte über­
nommenen Haftungen betrugen zum 3 1 .  Dezember 2014 97,883 Mrd. EUR 
bzw. 50,7 % der Obergerenze. Davon entfIelen 1 ,356 Mrd. EUR auf Kapi­
lai ftir Haltungen des Bundes gern. ÖIAG-Anleihegesetz, Poslsparkassen­
gesetz 1 969, Interbankmarktstärkungsgesetz und UnternehmensliquiditäLS­
stärkungsgesetz. 

Die Ausnutzung der Haltungsobergrenze fUr von außerbudgetären Ein­
heiten des Bundes fti, Drille übernommene Haftungen betrug 0, 1 94 Mrd. 
EUR bzw. 1 93,9 % der dafür vorgesehenen Haltungsobergrenze. Der Haf­
tungsrahmen fUr außerbudgetäre Einheiten in Höhe von 100,00 Mio. EUR 

III-199 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 07 Hauptdok.Band 1 Textteil T4 (gescanntes Original)34 von 62

www.parlament.gv.at



R 
-

H 

Tabelle 5.7-2: 

Finanzierung des Bundeshaushalts und Bundeshaftungen 

wurde somit um 93,91 Mio. EUR überschrillen. Die Überschreitung ist nach 
Angaben des BMf darauf zurückzuführen, dass bei der Fcstlegung der 
Obergrenze in § 1 Abs. 3 Z 2 BHOG die Haftungen der Universitäten nicht 
berücksichtigt worden sind. 

Die Gesamthaftungsobergrenze gemäß § 1 Abs. 1 BHOG (Bund und außer­
budgetäre Einheiten, die dem Sektor Staat zugehören und im Verantwor­
tungsbereich des Bundes liegen) von 1 93 , 100 Mrd. EUR wurde jedoch nicht 
überschritten. 

5.7 . 1  Zusammensetzung, Entwicklung und Veränderung der Bundeshaf­
tungen 

Nachstehende Tabelle zeigt die detailliene Entwicklung bzw. Veränderung 
der Bundeshaftungen im Jahr 2014 :  

Zusammensetzung und Veränderung der Bundeshaflungen 

... � - - Ktlnwert· 1- -.. 
"- 01.0t.2014 -.. 31.1Z.2014 

in Mtd. EUR I in "  
bportfOrd�fungen 56.511 • 25,489 + 28,911 · 0,]99 52.631 • ],881 - 6,9 

Ausfuhrförderun91geStlz (AusffG) 31.363 + 2.818 · 5,913 + 0,259 28,467 • 2,896 · 9,2 

Ausfuh rfi ",nzitrungsförderungsg t5l!ll (AFFG) 25,14' + 22,671 · 22,998 · 0,658 24.164 · 0.984 • 3.9 

ÖBB-Infrutruktur AG 20,192 + 1,769 · 1,184 0.000 20.776 . 0.585 + 2.9 

Autob,hnen- und SchnellstrISen-flnllnlierungs-AG (ASFINAG) 11,605 + 0,822 • 1,326 + 0,000 11,102 - 0,503 · '.1 

SUbilisierung der Zlblungsbil.lnz (bbiSllG) 9,640 + 2,708 • 2.106 0.000 10,242 + 0,602 + 6,2 

Stoilbitisierung d. 6 .. terr, f;nlnZmlJ�t .. s 6.595 .. 0,857 · 3.790 · 0.026 1,n5 - 2,959 - 404,9 

Fin'IUJJI.,kut,bilitltsgeuu 3,412 + 0.857 - 0,608 - 0,026 1,635 + 0,223 + 6,5 

Inwb,n �mlr"tsd r�ungsgesetz 3,182 .. 0,000 - 3,182 0.000 0.000 - ua2 · 100,0 

ÖSS gernJ!!. Eurofim.-Gesetz 2,421 + 0,000 · 0,4]4 + 0,002 t.989 · 0.432 • 17.9 

Haftüngen gtmlß. fostsp" bn.n9'�U 1.485 ... 0.000 · 0,203 0,000 1.28l · 0.201 - 13.7 

leihgaben .In Sundesmusun 0,498 + 1,156 · 1,5&3 · 0,039 1.032 ... 0,134 + 15,0 

Austril Wirtsdt .. ftsservke GmbH 0,922 + 0,012 - 0,145 0.000 0.i49 - 0,073 • 7,9 

Stlrkung der UnternehmensUqulditit (ULSG) 0,393 ... 0,000 · 0.318 0.000 0.075 · 0,318 - 30,9 

Sonstige H.ftungen 0,633 ... 0,058 · 0,022 + 0,003 0.612 .. 0,039 + 6,2 

SUlltlM lund •••• lt"_tt_ 111,296 + 31.511 • 40,0'2 • 0,459 104,2" - 7,011 - 6,1 
d.von in heimischer W'hrung 86.0.0 .. 9,634 • 16,518 0.000 79,149 - 6,894 - 8.0 

d.von in FremdwJhtung 25,253 + 23,846 · 21,504 · 0,459 25,1]7 - 0.111 - 0.5 

Cklttlt HIS-fr,uury 

3 1 3  
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Finanzierung des Bundeshaushalts und Bundeshaftungen 

314 

Zum Jahresende 2014 betrug der Stand an übernommenen Bundeshaftungen 
(Kapital und Zinsen) 104,286 Mrd. EUR (201 3 :  1 1 1 ,296 Mrd. EUR) ; das ent­
spricht einer Verminderung im Jahresabstand um - 7,0 1 1  Mrd. EHR bzw. 
- 6,3 'lb. Die Veränderung im GesamlStand der Bundeshaftungen ergab sich 
aus Zugängen aus Haftungsübemahmen in Höhe von + 3 3,531  Mrd. EUR 
und durch Verminderungen in Höhe von - 40,082 Mrd. EUR, die auf die 
Bezahlung der Haftungsschuld aus Inanspruchnahmen bzw. das vertrags­
mäßige Erlöschen der Haftung ohne Inanspruchnahme derselben zurückzu­
führen waren. Zusätzlich verminderten Kurswertänderungen die Haftungen 
in Fremdwährungen um - 458,77 Mio. EUR. Haftungsübernahmen, die sich 
auf Fremdwährungsbeträge bezogen, wurden mit den zum 3 1 .  Dezember 
2014 gült igen Devisenmitlelkursen in Euro umgerechnet und so das zu die­
sem Stichtag bestehende Haftungsobligo des Bundes ermittelt. 

Der Rückgang der Bundeshaftungen ergab sich insbesondere aufgrund der 
Abnahme von Haftungen für ExportfOrderungen nach dem Ausfuhrförde­
rungsgesetz (AusfFG) (- 2,896 Mrd. EUR) sowie nach dem Ausfuhrfman­
zierungsförderungsgesctz (AFFG) (- 984,49 Mio. EUR) und zur Stabil isie­
rung des österreich ischen Finanzmarktes (- 2,959 Mrd. EUR). Demgegenüber 
nahmen insbesondere die Bundeshaftungen für die Stabilisierung der Zah­
lungsbilanz'" (ZabiStaG) (+ 601,88 Mio. EUR), die ÖBB-Infraslruktur AG 
(+ 584,58 Mio. EUR) und die Leihgaben an Bundesmuseen (+ 1 34,25 Mio. 
EUR) zu. 

Die Bundeshaftungen in heimischer Währung beliefen sich im Jahr 2014 mit 
79, 1 49 Mrd. EUR auf 75,9 'lb der gesamten Bundeshaftungen (20 1 3 :  77,3 'lb). 

Der Endbestand der Haftungen des Bundes gemäß AFFG umfasste zum 
3 1 .  Dezember 201 4  u.a. 6,045 Mrd. CHP" (vor Derivaten des Exportfmanzie­
rungsvcrfahrens). Der RH stellte im Rahmen einer laufenden Gebarungsüber­
prüfung fest, dass die OeKB im Rahmen des Exportfmanzierungsverfahrens 
Derivatgeschäfte zur Überbindung der Wechselkursgarantien des Bundes 
(d.h. keine budgetwirksame Abrechnung von Wechselkursverlusten) abge­
schlossen hatte und dadurch zum 3 1 .  Dezember 2014 einen aushaftenden 
Stand in CH F in der Höhe von 1 8,449 Mrd. GI F auswies (nach Derivaten). 

Der RH wies darauf hin, dass das BMF und die OeKB die budgetwirksame 
Realisierung von Wechselkursverlusten durch Überbindungen der Wechsel-

183 Mit dem Zahlungsbilanzstabll isicrungsgcselz wird der Bundesminister für Finanzen U,3. 
crmäduigt. zum Zwecke der Unterstützung von Mitgliedstaaten der Euro-Zone Har­
tungen für die Begebung von Finanzierungen durch die EFSF zU Obcmchmcn. 

t 84 Siehe im Detail lihlentetl zum 8RA 2014 Tabelle 10.3 .. Haftungen in ftemder Wihrung". 
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Tabelle 5.7-3:  

F in.ntl�run9sh.aush.alt 

_ ... 

Finanzierung des Bundeshaushalts und Bundeshaftungen 

kursgarantien des Bundes (d.h. keine Abrechnung der Kursverluste bei Fäl­
ligkeit, sondern Übertragung (Verlängerung) auf neue Kreditoperationen) 
vermieden, wodurch zum Stichtag 3 1 .  Dezember 2014 ein Kursrisiko aus 
eHF in Höhe von 3,506 Mrd. EUR bestand.'" 

Die Haftung des Bundes für die Verbindlichkeiten der Österreichischen Post­
sparkasse sank gegenüber dem Jahr 201 3  um 203,26 Mio. EUR oder 1 3.7 <\b 

auf 1 ,281 Mrd. EUR. Da der Bund nicht für jenen Teil der in der Bilanz der 
BAWAG P.S.K. ausgewie enen Verbindlichkeiten haftet, der seinen diesbe­
züglichen Guthabenbeständen (33,68 Mio. EHR) entspricht, sank in einer 
wirtschaftlichen Gesamtbetrachtung die Haftung des Bundes für die Ver­
bindlichkeiten der Österreich ischen Postsparkasse auf 1 ,248 Mrd. EUR. 

5.7.2 Schadenszahlungen und Rückersätze aus Haftungsübernahmen 

In der nachstehenden Tabelle sind die Auszahlungen für Haftungen (Scha­
denszahlungen und onstige Kosten) und Einzahlungen aus Haftungen 
(Rückersätze, Entgelte und sonstige Erträge) gegenübergestell t :  

Schadenszahlungen und Rückersätze 

20tQ I 20n I ZOtz I 20U I 2014 I y.,-.. 
20U : 2014 

in Mlo. [UR 

, pp • . ... • (1114') 
Sd't.d'tlUuhlunglPn 123,41 153,14 t�,15 122.16 106.14 · 115,02 

Son!otige Kost.n 137,28 1Z1.44 101,22 .',62 101.9.4. .. 14.3:l 

541 ... AnuIiII,-," 210." 275.2' 262.!H lOt,7' :Z08.08 . 1,70 

5 t • _ w  • (UUI) 
Rüchrsltu 42,It . 46.ll · 41,12 · 49,]6 61.14 ... 111.20 

Entgeltt und sonstige Ertrlge 3'5.99 424,53 501,15 461.24 302,51 • 164,71 

s. .... lfnu .. t. ...... 1".71 111.20 4".71 417," 371,lS · ".5) 

" ..... "' ......... 121.11 102.12 116.16 201,10 163,27 • 44,1) 

..... • _ n  ?11'.lIt (lll "'> 

Ausuhlungen für Haftung�., 2,40 136,01 1.183,4Z Z,25 · 1.161,17 

un.tlhlungen aus Hafttmgtn )06,74 347.59 2t9,46 tlO,06 tt7.SO · 62,56 

E .. leH· ... O •• ......."AnuIIlHpiMtllHt 101,14 J45.20 II.lI · 1.001,15 115.26 • 1.111,11 

OoI.Ut HIS 

185 Der RH wird diesen Sachverhalt im Rahmen der § 9 RHG Prüfungen zum BRA 2015 
überprüfen. 

315 
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3 1 6  

Aus den Haftungsübernahmen der U G  4 5  .Bundesvermögen· erwuchsen 
dem Bund Auszahlungen fiir Schadenszahlungen und sonstige Kosten von 
insgesamt 208,08 Mio. EUR; diesen standen Einzahlungen aus Entgelten, 
Rückersätzen uns sonstigen Erträgen von 37 1 ,35  Mio. EUR gegenüber. 
Daraus ergab sich zum 3 1 .  Dezember 2014  ein Einzahlungsüberhang von 
163,27 Mio. EUR. Nähere Einzelheiten sind im Textteil des BRA 2014. Band 

2, UG 45 - TZ 25 bzw. im Zahlenteil zur UG 45 enthalten. 

Die Auszahlungen fiir und Einzahlungen aus Haftungen gemäß I nterbank­
marktstärkungsgesetz, Finanzmarkt tabilitätsgesetz und Unternehmensli­
quidilätsstärkungsgesetz werden seit 2009 in der UG 46 .Finanzmarkt­
stabilität" erfasst. Den Auszahlungen fiir Haftungen von 2,25 Mio. EUR 
slanden Einzahlungen von 1 1 7,50 Mio. EUR gegenüber. Daraus ergab sich 
zum 3 1 .  Dezember 2014 ein Einzahlungsüberhang von 1 1 5,26 Mio. EUR. 
Nähere Einzelheiten sind im TextteH des BRA 2014, Band 2, UG 46 - TZ 26 

bzw. im Zahlenteil zur UG 46 enthalten. 
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ABGABENQUOTE 

Glossar 

GLOSSAR 

Steuern und tatsächliche Sozialbeiträge (nur Pnichtbeiträge) abzüglich 
uneinbringlicher Steuern und Sozialbciträge in % des nominellen -+ Brutlo­

IlIlandsprodukts. 

ALLGEMEINE GEBARUNG 

Die Allgemeine Gebarung umfasst alle -+ Einzahlungen und -+ Auszahlungen 

des Bundes, ausgenommen jene flir Finanzschulden, kurzfristige Verpnich­
rungen und Währungstauschverträge. Diese werden im -+ Geldj7uss der 

Fillanzierungstäligkeit dargestellt. Beide zusammen bilden den ausgegli­
chenen -+ Gesamthaushalt. 

ANORONENDES / AUSFÜHRENDES ORGAN 

Anordnende Organe (z.B. -+ haushaltsleitende Orgmle, Landeshauptmänner, 
soweit sie als Organe des Bundes tätig werden, sowie Organe des Bundes, 
die durch Gesetz oder Verordnung zu anweisenden Organen erk.lärt wer­
den) sind gemäß § 5 BHG 201 3  Organe der Haushaltsflihrung. Sie haben 
das jeweilige -+haushalts/eilende Organ bei der Wahrnehmung seiner Auf­
gaben zu unterstützen. Ausflihrende Organe sind die Buchhaltungsagenrur 
des Bundes, Zahlstellen und Winschaftsstellen. 

ARBEITSLOSENQUOTE (INTERNATIONALE DEFINmON) 

Als arbeitslos gelten Personen, die nicht erwerbstätig sind und aktiv einen 
Arbeitsplatz uchen. Als erwerbstätig zählt. wer in der Referenzwoche min­
destens eine Stunde selbständig oder unselbständig gearbeitet hat. Personen 
in einem aufrechten Dienstverhältnis. die Kinderbetreuungsgeld beziehen. 
und Lehrlinge zählen zu den Erwerbstätigen, nicht hingegen Präsenz- und 
Zivildiener. Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der Arbeitslosen an allen 
Erwerbspersonen (Arbeitslose plus Erwerbstätige), jeweils im Alter von 1 5  

bis 74 Jahren. Datenbasis: Umfragedaten von privaten Haushalten (Mik.ro­
zensus). 

ARBEITSLOSENQUOTE (NATIONALE DEFINmON) 

Die nationale Arbeilslosenquote berechnet sich als Anteil der Zahl der 
beim Arbeitsmarktservice (AMS) vorgemerkten Personen am unselb tän­
digen Arbeitskräftepotenzial (beim AMS vorgemerkte arbeitslose Personen 
und beim Hauptverband der Sozialversicherungsträger erfasste unselbstän­
dige Beschäftigte). 

3 1 7  
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AUFGABEN BEREICH (AB) 

Aus Gründen der internationalen Vergleichbarkeit ( .... ESVG 20/0. OECD 
- Clasiflcalion of the Functions of Governmentl werden gleichartige 
.... Einzahlunge .. und .... A uszahlullge .. bzw . .... Erträge und .... A ufwendungeIl 

einem Aufgabenbereich (ABI zugeordnet. 

AUFWAND / AUFWENDUNGEN 

AUSZAHLUNGEN 

Aufwendungen und .... Erträge werden im .... Ergebnishaushalt dargestellt. 
Aufwand ist der Weneinsatz bei der Produktion der Verwaltungsleistungen 
unabhängig vom konkreten Zeitpunkt der Zahlung. z.B. .... Perso .. alaufwalld • 

.... rransJerauJwand . .... betrieblicher SachauJwalld und .... FinanzauJwand . 

.... Erträge und Aufwendungen sind im Kontenplan eindeutig als fman­
zierungswirksame bzw. nicht fmanzierungswirksame .... Erträge und Auf­
wendungen zuzuordnen. Finanzierungswirksame Aufwendungen führen zu 
einem Mittelabnuss. nicht fmanzierungswirksame ergeben sich aus der Ver­
änderung von Positionen der .... Vermögensrechnullg. Nicht ftnanzierungs­
wirksame Aufwendungen dürfen nicht zugunsten linanzierungswirksamer 
Aufwendungen umgeschichtet werden. 

Auszah lungen (vormals Ausgaben) werden in der .... Fillanzierungsredlllullg 

dargestellt und unterteilen sich nach Ii na nzwinschaftlichen Gesichtspunk­
ten in Auszahlungen der .... AlIgemeinen Gebarung und in  den .... Grldflus 

der Fina .. zieru .. gstätigkei/. Sie bezeichnen den Abnuss von liquiden Mit­
teln (z.B. Bank. Kassa) eines Finanzjahres. Auszahlungen werden im 
.... Fi .. anzierungshaushalt dargestellt und nach .... Mitteiverwe .. dullgs- und 

Aujbringullgsgruppen (MVAG) unteneilt. 

AUSZAH LU NGSOBERGRENZEN 

318  

Das .... Bundesjinanzrahmengesetz (BFRG) umfasst eine verbindliche Auszah­
lungsobergrenze für die vier folgenden Finanzjahre und ist nach .... Rubriken 

und .... Ulltergliederungen unteneilt. Während die meisten .... Auszahlullgen 

fiX begrenzt sind, sind in bestimmten Bereichen {wie z.B. Arbeitslosen- und 
Pensionsversicherung] variable Auszahlungsobergrenzen vorgesehen. letz­
tere passen die tatsächliche Auszahlungsobergrenze über bestimmte Parame­
ter an die konkreten Gegebenheiten während des Vollzugs an. Somit stehen 
z.B. der Arbeitslosenversicherung auch während winschaftlich schlechten 
Zeiten hinreichend Mittel zur Verfügung, wohingegen in besseren Zeiten 
automat isch entsprechende Kürzungen vorgenommen werden. 
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AUSSERPLANMÄSSIGE MmELVERWENDUNG 

Außerplanmäßige Mittelverwendungen sind -+ A uszahlungen bzw. 
-+Aufwelldullgell. die im -+Bundesjhwllzgeselz ihrer Art nach nicht vorge­
sehen sind. Sie dürfen nur auf Grund bundesfInanzgesetzlicher Ermächti­
gungen geleistet werden. 

BESCHÄmGUNGSQUOTE 

Die Beschäftigungsquote (Erwerbstätigenquote) gibt den Anteil der erwerbs­
tätigen Personen ( 1 5- bis 64-Jährige) an der Gesamtbevölkerung derselben 
Allersgruppe an (ohne Präsenz- und Zivildiener). Hingegen weist der Eur­
opa 2020-lndikator die Beschäftigungsquote rur die 20- bis 64-Jährigen 
aus. Datenbasis: Umfragedaten von privaten Haushalten (Mik.rozensus). 
Siehe dazu _Die neue Hochrechnung des Mikrozensus'. www.statistik.at. 

BETRIEBLICH ER SACHAU FWAND 

Dem betrieblichen Sachaufwand sind sämtliche nicht als -+Personal-. 

-+ Transfer- oder -+Fillanzaufwalld zu klas iflzierenden -+A ufwendungen 

zuzurechnen. Der betriebliche Sachaufwand umfasst die in einem Finanzjahr 
entstandenen fmanzierungswirksamen .... Aufwendungen. insbesondere für 
Vergütungen (innerhalb des Bundes). Materialaufwand und Verbrauchsgü­
ter . .... Aufivand rur Werk.leistungen. Mieten. Instandhaltung. Kommunikation 
sowie Reisen. Des Weiteren zählt hierzu auch der -+ A ujlvand rur Personen 
in einem Ausbildungsverhältnis. Personen mit freiem Dienstvertrag. 
Personen mit einem Arbeitsleihvertrag sowie Lehrbeauftragte gemäß 
Lehrbeauftragungsgesetz. 

Nicht fInanzierungswirksame .... A ujlvelldungell im betrieblichen Sachauf­
wand sind insbesondere Abschreibungen auf materielle und immaterielle 
Vermögenswerte. -+ Aufivand aus der Wertberichtigung und dem Abgang 
von Forderungen. -+ Aufwalld aus Währungsdifferenzen sowie Verluste aus 
dem Abgang von Sachanlagen. 

BRUTTO-INlANDSPRODUKT (BIP) 

Das Bruno-Inlandsprodukt (BIP) ist dcr in Geld ausgedruckte Wert aller 
von In- und Ausländern im Inland erzeugten Güter und Dienstleistungen 
in eincr best immten Periode (meist im Kalenderjahr). 

319  
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Der Budgetbericht ist ein erläuterndes Dokument der Bundesregierung zum 
� Bu"desji"allzge elz und enthält nähere Angaben zum jeweils geltenden 
� Bu"drsji"anzgeselz und wird jährlich mit dem -> Bu"desji"a"zgeselz­

Entwurf dem Nationalrat vorgelegt. Wesentliche Inhalte sind ein Über­
blick über die wirtschaftliche Lage und deren Entwicklung. über die 
budgetpoliti ehen Ziele und Schwerpunkte. wicht ige budgetpolitische 
Kennzahlen. darunter die Entwicklung des -> äffelHlichen Dejizils. des 
-> äffen/liehe" SchuldenslOllds owie des -> slruRlurdkll Dejizils. 

BUNDESRNANZGESrn (BFG) 

Mi! dem BundesfInanzge etz wird vom Nationalrat das Budget des Bundes 
bewilligt. Da BFG umfasst einen Textteil (Gesetze text). der im Wesent­
lichen detailliene Ermächtigungen des Bunde ministers flir Finanzen bein­
haltet. sowie als Anlagen den -> Bu"dcsvora"sclrlag. den -> Pcrso"alpla". 

die Brutto-Darstellung der Personalämter und der Finanzierung. 

BUNDESRNANZRAHMEN / BUNDESRNANZRAHMENGESrn (BFRG) 

BUNDESHAFTUNG 

Mit dem BundesfInanzrahmengesetz werden zur mittelfristigen Haus­
haltsplanung ->A uslahlungsobergrenzell auf Ebene der �Rubriken und 
-> Unlerglirderungell flir die vier folgenden Finanzjahre festgeschrieben. 
Das jeweil ige jährliche -> BUlldesjinanzge clZ hat bei den � Auszahlungen 

die Obergrenzen des BundesfInanzrahmens einzuhalten. Bis JO. April jedes 
Finanzjahres hat die Bundesregierung dem Nationalrat einen Entwurf des 
BFRG vorzulegen. womit der BundesfInanzrahmen jeweiis um das vienfol­
gende Finanzjahr ergänzt wird. 

Bundeshaftungen sind Bürg chaften oder Garantien des Bundes. die der 
Bundesminister flir Finanzen nur aufgrund einer gesetzlichen Ermächti­
gung übernehmen darf. Bunde haftungen zählen zu den Eventualverbind­
lichkeiten. 

BUNDESVORANSCHLAG (BVA) 

320 

I n  den Bunde voran chlag werden sämtliche zu erwanende -> Ei"zalrlullgc" 

bzw. -> Erlrlige und voraussichtlich zu leistende -> Auszahlu"gr" bzw. 
->A ufwe"dungen des Bundes flir jeweils ein Finanzjahr voneinander 
getrennt und in der vollen Höhe (brutto) aufgenommen. Er ist Bestandteil 
des -> BUlldesjillanzgrsclzcs (Anlage 1). 
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o EFlZITQUOTE 

OETAIlBUOGET (OB) 

Glossar 

Die DefIzitquote ist das Verhältnis des -> Öffemlichell Dejizils zum ->Brullo­

lnla ndsprodukl, 

Das Detailbudget ist die unterste Ebene der Gliederung des 
->Bulldesvorallsc/ilag . Die Detailbudgets stellen eine sachliche Gliede­
rung unterhalb jedes -> Globalbudgels dar. Jedes -> Globalbudgel ist voll­
ständig in mehrere Detailbudgets erster Ebene aufzuteilen. Ein Detailbud­
get erster Ebene (OB 1) kann in Detailbudgets zweiter Ebene (DB2) desselben 
-> Globalbudgels aufgelcilt werden, wenn dies zur Übertragung budgetärer 
Verantwortung zweckmäßig erscheint. 

OISKRETlONÄRE MASSNAHMEN 

E1NZAH LUNGEN 

EINNAHMENQUOTE 

ERGEBNISHAUSHALT 

Diskretionäre Maßnahmen sind aktive einzelfallbezogene Maßnahmen des 
Staates im Rahmen der Fiskalpolitik zur Konjunkturbeeinflussung. 

Einzahlungen (vormals Einnahmen) werden in der -> FillOlrzierullgsrecllllullg 

dargestell t  und unterteilen sich nach fmanzwirtschartlichen Gesichts­
punkten in Einzahlungen aus der -> Allgemeillell Gebarullg und aus dem 
->Geldjluss der Fillallzierullgsläligkeil. Sie bezeichnen den Zufluss von liqui­
den Mineln (z.B, Bank, Kassa) eines Finanzjahres, Einzahlungen werden im 
-> FinanzierungsllQushall dargestellt und nach -> Millelverwelldullgs- ulld 

Aujbrillgullgsgruppell (MVAGj unterteilt. 

Die EinnahmenquOle gemäß ->ESVG 2010 gibt die Höhe aller Einnahmen 
öffentlicher Haushalte in Prozent des ->Brurro-//llalldsprodukl an, 

Für den Bundeshaushalt sind ein Ergebnis-, -> Fillollzienmgs- und 
-> Vermögens/raushall zu führen. Im Ergebnishaushalt sind -> Enräge und 
-> A ujivelldlmge/l periodengerecht abzugrenzen. Dcr Ergebnishaushalt setzt 
sich aus dem -> Ergebllisvora/lschlag und der -> Ergebllisrecllllullg ZUSammen. 

3 2 1  
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Die Ergebnisrechnung ist Teil der konsolidierten Abschlussrechnungen. Sie 
bildet zusammen mit dem .... Ergebnisvorallschlag den .... Ergebnislwushalt 

und ist Teil des Bundesrechnungsabschlusses. In der Ergebnisrechnung 
sind der Anfangsbestand, die Zu- und Abgänge sowie der Endbestand der 
.... Erträge und .... Aufwendungen sowie Veränderungen im Vermögen, in den 
Fremdmitteln und im Netlovcrmögen (Ausgicichsposten) nach Vorgabe des 
Kontenplans auf Konten der Ergebnis- und .... Vennögensrechnung zu ver­
rechnen. Der Zufluss und Verbrauch von Ressourcen wird hier unabhängig 
vom konkreten Zeitpunkt der Zahlung abgebildet. 

ERGEBNISVORANSCHLAG 

ERTRAG 

Im Ergebnisvoranschlag werden .... Erträge und .... Aufwendungen perioden­
gerecht abgegrenzt veranschlagt. Der Ergebnisvoranschlag defmiert Ober-
grenzen ftir .... A ufwendungen und gliedert sie in  .... PersorwlauJwa",' (Akti-
vitätsaufwa nd), .... bel rieblichell Sachaufwand, .... TransJera ufwDnd sowie 
.... Finalllaufwand. Der Ergebnisvoranschlag ist auf Ebene der ..... Globalbudgels 

gesetzlich und auf Ebene der ..... Detailbudgels verwalrungsintern bindend, 
wodurch die Steuerungsrelevanz des .... Ergebnishaushaltes sichergestellt 
wird. 

Erträge werden in der ..... ErgebnisrecJlIlung verzeichnet. Der Ertrag stellt den 
Wertzuwachs unabhängig vom konkreten Zeitpunkt der Zahlung dar. Ein 
Ertrag ist z.B. dann einzubuchen, wenn der Bund eine Leistung/Sache ver­
kauft und eine Rechnung daftir ausgestellt hat, unabhängig davon, ob die 
Zahlung bereits eingelangt ist. Erträge und ..... Aufwendungen sind im Kon­
tenplan eindeutig als fmanzierungswirksam und nicht fmanzierungswirk­
sam zuzuordnen. Finanzierungswirksame Erträge ftihren zu einem MitteI­
zufluss, nicht finanzierungswirksame ergeben sich aus der Veränderung 
von Positionen der .... VennögclIsrecJlIlulIg. 

EUROPÄISCHER STABILITÄTSMECHANISMUS (ESM) 

322 

Der Europäische Stabilitätsmechanismus ist eine durch Vertrag zwischen 
den Ländern der Eurogruppe zur Sicherung der Zahlungsfahigkeit der Euro­
Staaten errichtete, selbständige und dauerhafte Einrichtung der EU mit Sitz 
in Luxemburg. Der ESM wird aktiviert. wenn dies unabdingbar ist, um die 
Stabilität des Euro-Währungsgebietes insgesamt zu wahren. 

III-199 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 07 Hauptdok.Band 1 Textteil T4 (gescanntes Original)44 von 62

www.parlament.gv.at



R 
H 

Glossar 

EUROPÄISCHES SYSTEM VOLKSWIRTSCHAFTLICHER GESAMTRECHNUNG (ESVG) 

FINANZAUFWAND 

fINANZAUSGLEICH 

Das ESVG ist ein für alle Mitgliedstaaten der EU verbindliches Rechnungs­
system, das systematisch und detailliert eine Volkswirtschaft mit ihren 
wesentlichen Merkmalen und den Beziehungen zu anderen Volkswirt­
schaften beschreibt. Aktuell (seit Herbsl 2014) gilt das ESVG 2010 [VO (EU) 
Nr. 549/201 J). Mit der Einführung des ESVG 2010 wurden die VGR-Jah­
resdaten bis 1 995 zurückrevidiert. Das ESVG 2010 ist insbesondere auch 
bei der Berechnung der Maastricht-Kennzahlen über den .... öffcurlichcn 

Sclruldcnstantl und das .... öffentliche Dejizit anzuwenden. 

Der Finanzaufwand umfasst jedenfalls .... Aujwc>Jdungc>J für Zinsen und 
sonstige Finanzaufwendungen (z.B. Emissionsverluste, Provisionen, Ent­
gelte und Spesen). Weiters zählen der .... Aujivond aus der Übernahme antei­
liger Ergebnisse von Beteiligungen sowie Verluste aus dem Abgang von 
langfristigem Finanzvermögen hinzu. 

Der Finanzausgleich regelt die Aufteilung von Finanzmitteln, insbeson­
dere aus Abgaben, auf die einzelnen Gebietskörperschaften (Bund. Län­
der, Gemeinden). 

fINANZIERUNGSHAUSHALT 

Im Finanzierungshaushalt sind .... Ein- und .... Auszaillungen zu erfassen. Der 
Finanzierungshaushalt elzt sich aus dem .... Fi/lallzierullgsvorallschlag und 
der .... Finonzierungsrccll /lung zusammen. 

fINANZIERUNGSRECHNUNG 

Die Finanzierungsrechnung ist Teil der konsolidierten Abschlussrechnungen. 
Sie weist im Detail die Summen und Zusammensetzung der .... Eill- und 
.... Auszahlungen aus und stellt dadurch die Liquiditätslage dar. In der Finan­
zierungsrechnung werden ausschließlich Zahlungen vom I. Jänner bis J I .  
Dezember erfasst. Die Finanzierungsrechnung stellt den Zahlungsmittelzu­
und -abfluss einer Periode dar und ist Teil des Bundesrechnungsabschlusses. 

fINANZIERUNGSVORANSCH LAG 

Der Finanzierungsvoranschlag legt Obergrenzen für die .... Auszaillungcn und 
die zu erzielenden .... Einzaillullge" fest. Er ist gesetzlich bindend auf den 
Ebenen Bund, .... RubrikeIl, .... UllterglicderulIgclI sowie für .... Globalbudgets. 
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siehe -+ Bundcs}inaPlzralHnell 

Finanzschulden sind grundsätzlich alle Geldverbindlichkeiten des Bundes, 
die zu dem Zweck eingegangen werden, dem Bund die Verfiigungsmacht 
über Geld zu verschaffen. Sie können nur vom Bundesminister rur Finan­
zen eingegangen werden. Zur vorübergehenden Kassenstärkung eingegan­
gene Geldverbindlichkeiten begründen nur insoweit Finanzschulden, als sie 
nicht innerhalb desselben Finanzjahres gerilgt werden. Finanzschulden wer­
den im -+ Ge/djluss der Fillanzierungsrärigkeir verrechnet. 

Die Fremdmirtel sind in der -+ Vcmrögensrec!UluOlg als kurzfristige und lang­
fristige Fremdmittel ausgewiesen. Unter den kurzfristigen Fremdmitteln (ins­
besondere Geldverbindlichkeiten zur Kassenstärkung, kurzfristige Finanz­
schuIden, kurzfristige Verbindl ichkeiten und kurzfristige Rückstellungen) 
werden alle Fremdmil1c1 mit einer Fälligkeit von bis zu einem Jahr subsu­
mien. Alle übrigen Fremdmittel gelten als langfristig (insbesondere langfri­
stige Finanzschulden, langfristige Verbindlichkeiten und langfristige Rück­
stellungen). 

Unter Gebarung versteht man jedes Verhalten (Handeln oder Nichthandcln) 
von Organen, das fmanzielle Auswirkungen hat. 

GELDFLUSS DER FINANZIERUNGSTÄTIGKEIT 

GESAMTHAUSHALT 

324 

Der Geldfluss der Finanzierungstätigkeit umfasst die -+ Eillzalrlullgen aus 
Schuldenaufnahmen (-+ Finarrzsclrulden, kurzfristige Kassenstärker) und aus 
-+ Wälrrullgsrausclrvenrägcn sowie die -+ Auszalrlullgcn fLir Rückzahlungen 
der Schulden. Die Zinsen und Spesen fmden sich in der -+AlIgemcinclI 

Gebarung. 

Der ausgeglichene Gesamthaushalt setzt sich aus der -+ Allgemeinen Geba­

rung und dem -+ Ge/djluss der Finanzierungsrärigkeir zusammen. 
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GESAMTWIRTSCHAFTLICHES GLEICHGEWICHT 

Ein gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht gemäß § 2 BHG 201 3  liegt in 
einem ausgewogenen Wirtschaftswachstum, Preisstabilität, einem hohen 
Maß an wellbewerbsfahiger. sozialer Marktwirtschaft, Vollbeschäftigung 
und sozialem Fortschritt sowie einem hohen Maß an Umweltschutz und 
Verbesserung der Umweltqualität begründet. 

GESETZLICHE VERPfLICHTUNGEN 

GLOBALBUDGET (GB) 

Gesetzliche Verpflichtungen sind .... Auszahlungen. die sich auf Ansprüche 
gründen, die dem Grunde und der Höhe nach in einem Bundesgesetz so ein­
deutig festgeiegt sind, dass sie weder bei Erstellung des '" Bundrsvoral/scillags 

noch beim Vollzug des .... BUl/drsjinanzgesrrzrs beeinflussbar sind. 

Das Globalbudget ist ein sachlich zusammengehörender Verwaltungsbereich, 
in dem Mittelverwendungen zusammengefasst sind. Das .... Bundrsjillallzgrsrrz 

siehl beim Globalbudget eine gesetzliche Bindungswirkung auf den Gesamt­
aufwand sowie auf die Gesamt3uszahlungen vor. Die Verantwortung für 
Globalbudgels liegt beim .... /lOushalrsleirelldell Organ. 

GRUNDSÄTZE DER HAUSHALTSfÜHRUNG 

Wesentliche verfassungsrechtl iche Grundsätze des Haushaltswesens fJllden 
sich in An. 51 Abs. 8 B-VG: 

- Wirkungsorienrierung (in besondere bezüglich der tatsächlichen 
Gleichstellung von Frauen und MännemI, 

- Transparenz, 

- Effizienz und 

- möglichst getreue Darstellung der Lage des Bundes. 

HAUSHALTSfÜHRENDE STELLE 

Leiter haushaltsführender Stellen nach § 7 Abs. 1 BHG 201 3 zählen zu den 
.... anordllendell Organen und verfügen über (zumindest) ein .... Drrailbudgrr. 

Jedem .... Drrailbudgrr ist nur eine haushaltsführende Stelle zuzuordnen. 
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HAUSHALTSLEITENDES ORGAN 

HAUSHALTSRÜCKLAGE 

HAUSHALTSZEITRAUM 

Zu den haushaltsleitcnden Organen gemäß § 6 BHG 201 3 "ählen der Bun­
despräsident. der Präsident des Nationalrats. der Präsident de Bundesrats, 
der Präsident des Rechnungshofs. der Präsident des Verfassungsgerichtshofs. 
der Präsident des Verwaltungsgerichtshofs. der Vorsitzende der Volksan­
waltschaf1. der Bundeskanzler sowie die Bundesminister (sofern sie mit  der 
Leitung eines Bundesministeriums betraut sind). Die wesentlichen Aufga­
ben der haushaltsleitenden Organe umfassen die Mitwirkung an der Haus­
haltsplanung, am ..... Bundesuoransclrlags- und am ..... Persollalplanentwurf 
sowie die Verantwortung fUr die Einhaltung der Voranschläge. 

Haushaltsrechtlich können Rücklagen gebildet werden. die es den 
..... 'raushallsleilenden Organell ermögl ichen. nicht verbrauchte Budget­
mittel fUr ..... A uszalllungen in späteren Finanzjahren heranzuziehen. Die 
Höhe der Mittel. die der Haushaltsrucklage zugefUhrt werden können. erge­
ben sich aus der Differenz zwischen dem veranschlagten und dem tat­
sächlichen .... Nenojinanzierungssa/do, korrigiert um Anpassungen gemäß 
§ 90 Abs. 5 BHG 201 3. Rücklagen werden auf Ebene der .... Delai/budgels 

gebildet und sind vorrangig fUr die Tilgung bestehender Verbindlichkeiten 
zu verwenden. Das ausschließliche Entnahmerecht der Rücklagen hat die 
.... 'rauslra/lsfrilrrende Stelle. die da .... De/ai/budgel bewirtschaftet hat. 

Der Haushalt zeitraum ist das Finanzjahr und entspricht dem Kalenderjahr. 
Der Bundeshaushalt ist fUr jedes Finanzjahr gesondert zu fUhren. 

KOSTEN- UND LEISTUNGSRECHNUNG 

LElSTUNGSBILANZ 

Die Ko ten- und Lcistungsrechnung ist Teil des internen Rechnungswe­
sens. Sie dient in erster Linie der Informationsbereitstellung, der Kontrolle 
der Wirtschaftlichkeit sowie der Planung. Die .... hausha/lsJühre .. de .. Organe 

haben eine Kosten- und Leistungsrechnung zu fUhren. 

Die Leistungsbilanz ist die Gegenüberstellung aller Waren- und Dienstleis­
tungstran aktionen owie Transferausgaben und Einkommen ströme zwi­
schen dem In- und Ausland. 

LElSTUNGSBILANZSALDO 

Der Leistungsbilanzsaldo stellt das Ergebnis der .... Leislungsbilanz dar. 
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MAASTRICHT-DEFlZIT / MAASTRICHT-SALDD 

Die Basis für die Berechnung des Maastricht-Deflzits (genauer: Finanzie­
rungssaldo laut .... ESVG 2010 bzw. auch .... öffellllicltes Dejizi/ genannt) 
bilden der .... Nwojillallzierungssaldo bzw. Überschüsse der Gebietskörper­
chaften (Bund, Länder, Gemeinden) und der Sozialversicherungsträger. 

Der .... Nelloji'wnzienlllgssaldo wird um jene .... EiI'- oder -+Auszaltlrlllgen 

bereinigt, die ökonomisch keine Verschlechterung/Verbesserung der Haus­
haltssituation bedeuten (zB. Verkauf bzw. Erwerb von Wertpapieren und 
Beteiligungen, Rückzahlung bzw. Gewährung von Darlehen). Das Maas­
tricht-Deflzit darf in der Regel 3 % des .... Brullo-Inlandsproduk/s nicht 
übersteigen. 

MmELVERWENDUNGS- UND AUFBRINGUNGSGRUPPE (MVAG) 

Der .... Ergebnis- und .... Fina'lzierullgsl'Oranscltlag sind in Mittelverwen­
dungs- und Mittelaufbringungsgrullpen zu gliedern. 

Die .... Er/räge sind in -+ Errräge aus der operativen Verwaltungstätigkeit 
und Transfers sowie Finanzerträge zu untergliedern. Die .... Aufwendungen 

sind nach .... Personalaufwand, .... TransjeraujillOlld, -+ be/rieblichem Sach­

a ufwa'ld und -+ Fi,w'llaufwalld zu gliedern . 

.... EinzahlungeIl der -+ Allgemeinen Gebarung umfassen .... Einzahlungen aus 
der operativen Verwaltungstätigkeit und Transfers. aus der Investitions­
tätigkeit und aus der Rückzahlung von Darlehen sowie gewährter Vor­
schüsse . .... Einzaillungell aus dem .... Grldjluss der Fi'Janzierungsfä/igkei/ 

umfassen die Aufnahme von .... Finanzscltuldell [Kredite, Anleihen, Dar­
lehen etc.) und vorübergehend zur Kassenstärkung eingegangener Geld­
verbindlichkeiten, .... Eillzaltlullgell in folge eines Kapitaltausches bei 
.... Währungs/ouscllVerrrägen sowie aus dem Abgang von Finanzanlagen . 

.... Auszahlungen der .... Allgemeinen Gebarung umfassen .... Auszahlungen 

aus der operativen Verwaltungstätigkeit, aus Transfers, aus der Investiti­
onstätigkeit und aus der Gewährung von Darlehen sowie gewährter Vor­
schüsse . .... A uSlahiungen aus dem .... Geldjluss der Fina'lzierungstä/igkei/ 

umfassen die Tilgung von .... Fi'lOnzscltulden [Kredite, Anleihen, Darle­
hen etc.) und vorübergehend zur Kassenstärkung eingegangener Geld­
verbindlichkeiten, .... Auszaltiwigen infolge eines Kapitaltausches bei 
.... Währungs/auscl lVerrrägen owie für den Erwerb von Finanzanlagen. 

MmELVERWENDUNGSÜBERSCHRElTUNG (MVÜ) 

Es sind zwei Arten von Mittelverwendungsüberschreitungen zu unter­
scheiden :  Mittelverwendungen gemäß § 27 Abs. I BHG 201 3,  die im 
.... Bundesjillonzgeseu nicht vorgesehen sind [ .... außerplallmäßige Mirrel-
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vcnvcndungcn) oder die die vom Nationalrat genehmigten Mittelverwen­
dungen überschreiten (überplanmäßige Mittelverwendungen, Minelverwen­
dungsüberschreitungen). Beide dürfen im Rahmen der Haushaltsftihrung 
grundsätzlich nur aufgrund bundesftnanzgesetzlicher Ermächtigung gelei­
stet werden. Darüber hinaus ermächtigt § 54 Abs. 5 bis 10 BHG 201 )  direkt 
zu Mittelverwendungsüberschreitungen: Hierbei ist insb. zu unterscheiden 
zwischen MVÜ, die innerhalb der .... Untergliederung (Abs. 7) bedeckt wer­
den können und die innerhalb der Marge einer .... Rubrik (Abs. 8) bedeckt 
werden können. 

NmOFINANZIERUNGSSALOO 

Der Ncttoftnanzierungssaldo ist der DiITerenzbetrag aus den 
.... voransrl.lagswirksamcn Gesamtein- und -auszahlungen. Der Nettoftnan­
zierungssaldo der .... DClailbudgets ist Ausgangspunkt ftir die Bildung von 
.... Haushallsrucklagcn. 

NICHT-ERGEBNISWIRKSAME AUS- UND EINZAHLUNGEN 

.... A us- und .... Einzahlungen, die zu keinem Wertverzehr bzw. -zufluss 
ftihren, werden im Geldfluss aus der Investitionstätigkeit sowie im Geld­
fluss aus der Rückzahlung und Gewährung von Darlehen sowie gewährten 
Vorschüssen erfasst. Das Nel10vermögen bleibt von diesen .... Aus- und 
.... Einzahlungen unberührt. 

NICHT-F1NANZIERUNGSWIRKSAME AUFWENDUNGEN UND ERTRÄGE 

Nicht ftnanzierungswirksame Aufwendungen und Erträge ftihren zu kei­
nem Mittelabfluss bzw. -zufluss, sondern verändern Positionen der 
.... Vermögensrechnung. Nicht-ftnanzierungswirksame Aufwendungen fal­
len insbesondere ftir Abschreibungen auf Sachanlagen und immaterielle 
Vermögenswerte, .... A ufwelldungc,/ aus der Wertberichtigung und dem 
Abgang von Forderungen. Verluste aus dem Abgang von Sachanlagen, 
.... Aufwendu'lgen aus der Dotierung vOn Rückstellungen, .... Aufwand aus 
der Wenberichtigung und dem Abgang von Forderungen ftir gewähne Dar­
lehen und rückzahlbare Vorschüsse, sowie Verluste aus dem Abgang von 
Finanzanlagevermögen an. Nicht-ftnanzierungswirksame Erträge resultie­
ren etwa aus aktivienen Eigenleistungen, Wenaufholungen von Anlagen, 
.... Erträgen aus der Auflösung von Rückstellungen und aus dem Abgang 
von Finanzanlagevermögen. 

OBLIGOjMmElVORMERKUNG 

328 

Das Obligo umfasst sowohl buchhalterisch bereits erfasste Verbindl ichkeiten 
(z.B. durch erhaltene aber noch nicht bezahlte Rechnungen) als auch alle 
zukünftigen Zahlungsverpfl ichtungen (z.B. aufgrund vertraglicher Verein­
barungen). 
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siehe .... Maaslriclrl-Dejizil 

ÖFFENTLICHER SCHULDENSTAND 

PERSONALAUFWAND 

PERSONALPLAN 

Der öffentliche Schuldenstand ist die Summe der Schulden von Bund, Län­
dern, Gemeinden und Sozialversicherung t rägem. 

Der Personalaufwand ist die Summe aller im Bundesbedienstetenrecht peri­
odengerecht zugeordneten Zuwendungen an Dienstnehmer des Bundes als 
Gegenleistung für deren Dienstleistung. Nicht zum Personalaufwand, son­
dern zum .... belriebliclren Saclraujivallll, zählen Geldleistungen auf Grund 
von Ausbildungsverhältnissen (z.B. Ve/Waltungspraktikanten) und Lehr­
verhältnissen und Minelve/Wendungen nach der Reisegebührenvorschrift. 
Pensionen werden im -" Transferaujivand verrechnet. 

Der Personalplan ist Bestandteil des .... Bundesjinanzgeselzes und legt die 
Personal kapazität des Bundes quantitativ und qualitativ fest. Bei Erstellung 
des Entwurfs sind die .... lrauslrallSleilenden Organe eingebunden. 

POTENZIALWACHSTUMSRATE 

Langfristiger Zuwachs bzw. die Entwicklung des .... Brulto-lnlandsprodukls 

einer Volkswiruchaft bei vollständiger Auslastung der vorhandenen Pro­
duktionskapazitä ten. 

PRIMÄRAUSZAHLUNGSWACHSTUM 

PRIMÄRSALDO 

Zuwachs bzw. Entwicklung der um die Zinsauszahlungen bereinigten 
.... A uszalrlungen. 

Der Primärsaldo errechnet sich aus dem Saldo der .... Allgemeinen Geba­

rung, bereinigt um die Veränderung der ftnanzierungswirksam gebildeten 
.... Rücldagen und die Zinsen. Ein pOSitiver Primärsaldo wird als Primärüber­
schuss deftnien. Der Primärsaldo gibt Aufschluss über die Auswirkungen 
der aktuellen Budgerpolitik auf die zukünftige Entwicklung der öffentli­
chen Finanzen. 
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RECHNUNGSABGRENZUNG 

RUBRIK 

RÜCKLAGEN 

SACHAUFWANO 

Die Rechnungsabgrenzung dient grundsätzl ich der periodengerechten 
Zuordnung von ->A uJwendungell und ->Erträgen. 

Rubriken sind ressortübergreifcnde Mittelverwendungskategorien, die auch 
dem -> BundesjinG/lZrahmen zugrunde gelegt werden. Rubriken stellen die 
gröbste Einteilung des Budgets dar. Es gibt runf Rubriken ftir die Bereiche 
Recht und Sicherheit (Rubrik 0, I ) ;  Arbeit, Soziales, Gesundheit und Fami­
lie (Rubrik 2); Bildung, Forschung, Kunst und Kultur (Rubrik J); Wirtschaft, 
Infrastrukrur und Umwelt (Rubrik 4) sowie Kassa und Zinsen (Rubrik 5). 

siehe -> IlaushaltsTÜcklagen 

siehe ->betrieblicher SaclwuJwand 

SCHULDENQUOTE (AUCH STAATSSCHULDENQUOTE) 

STAATS 0 EnZIT 

Die Schuldenquote wird definiert als das Verhältnis zwischen dem 
-+öffelltlichen Schuldellstand und dem -+ Bru/lo-Inlandsprodukt. 

siehe -> Maastricht-Dejizit 

STAATSSCHULDENQUOTE (AUCH SCHULDENQUOTE) 

Die Staatsschuldenquote wird definiert als das Verhältnis zwischen dem 
-+ öffelltlichell Schuldenstalld und dem -+ Brullo-Illiondsprodukt. 

STABILITÄTS- UND WACHSTUMSPAKT 

330 

Der Stabilitäts- und Wachstumspakt ist ein Instrument der Wirtschafts- und 
Währungsunion mit dem Zweck, der Haushaltspolitik der Mitgliedstaaten 
einen Rahmen zu geben und damit unter anderem eine stabile Währung 
ZU gewährleisten. Dabei soll einerseits ein ausgeglichener Haushalt erreicht 
und andererseits sollen Handlungsspielräume rur die Anpassung an außer­
gewöhnliche und konjunkturelle Störungen eröffnet werden. 
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STABILITÄTSPAKT 

Glossar 

Der (österreich ische) Stabilitätspakt regelt die HaushallSkoordinierung zwi­
schen Bund, Ländern und Gemeinden mit dem Ziel eines gesamtstaatlich 
ausgeglichenen Haushalts. 

STABILITÄTSPROGRAMM 

STRATEGIEBERICHT 

Alle Mitgliedstaaten der Währungsunion legen, basierend auf dem 
-> Stabilitöts- und Wacllstumspakt, einmal jährlich ein StabilitälSprogramm 
vor. Darin sind das ->öf{entliclJe Defizit und der ->öf{elllliclte Sclluldenstand 

(Ziel: ausgeglichener Haushalt bzw. Überschuss), die winschaftliche Ent­
wicklung, die Beschäftigung und die Inflation der folgenden vier Jahre 
darzulegen. 

Der Strategiebericht ist ein erläuterndes Dokument der Bundesregierung zum 
-> Bundesfi'lDnzrallmcnge etz und gibt einen Überblick über die winschaft­
liehe Lage und über die -> Ei'lZalllungen der folgenden vier Jahre. Gleich­
zeitig beschreibt er die budgerpolitischen Überlegungen des BundesfInanz­
rahmens und geht auf die Schwerpunktsetzungen der Bundesregierung bei 
den einzelnen .... Rubriken ein. 

STRUKTURELLES DEFIZIT 

TRANSFERAUFWAND 

UNTERGLIEDERUNG 

Das strukturelle Defizit entspricht dem um Einmalmaßnahmen und kon­
junkturelle Effekte bereinigten -> Maastricllr-Defizit. 

Transferaufwendungen sind Zuschüsse mit Sozialleistungscharakter, Finanz­
zuweisungen, sonstige Zuschüsse an Gebietskörperschaften und Gcldzuwen­
dungen, die der Bund einer natürlichen oder juristischen Person gewähn, 
ohne daffir unmittelbar eine angemessene geldwene Gegenleistung zu erhal­
ten. Darunter fallen auch Förderungen sowie Sachleistungen an Dritte (wie 
insbes. Schülerfreifahnen). 

Der -> Bunde I'oransclllag wird nach Maßgabe der zu besorgenden Angele­
genheiten in Untergliederungen geglieden. Eine Untergliederung ist jeweils 
einem einzigen Resson zugeordnet. 
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Bei der Veranschlagung werden sämtl iche im folgenden Finanzjahr zu erwar­
tenden -+ Einzahlungen bzw. -+ Errräge sowie alle voraussichtlich zu leisten­
den -+ A uszahlungen bzw. -+ Aufwendungen voneinander getrennt und in  
voller Höhe (bruno) im ..... Bundesvoransch/ag berücksichtigt. 

VERANSCHLAGUNGS- UND RECHNUNGSSYSTEM DES BUNDES 

VERMÖGEN 

VERMÖGENSHAUSHALT 

VERMÖGENSRECHNUNG 

VERRECHNUNGSKREIS 

332 

Dieses baut auf der Doppik auf und löst die frühere zahlungsbasiertc Kame­
ralistik ab und ermöglicht eine Budgetsteuerung nach zwei Perspektiven: 
..... Ergebnisrechnung und ..... FinGnzieru/lgsrecirnu/lg. Die Einführung des VRB 
entspricht den Grundsätzen der Transparenz und der möglichst getreuen 
Darstellung der finanziellen Lage des Bundes. 

Das Vermögen ist in der ..... Vermögensrechnung als kurzfristiges und lang­
fristiges Vermögen ausgewiesen. Unter dem kurzfristigen Vermögen (ins­
besondere liquide Minel, kurzfristiges Finanzvermögen, kurzfristige Forde­
rungen und Vorräte) werden alle Vermögenswerte, von denen erwartet wird, 
dass sie innerhalb eines Jahres verbraucht oder in liquide Mittel umgewan­
delt werden, subsumiert. Alle übrigen Vermögenswerte gelten als langfri­
stig (insbesondere Finanzanlagen, Beteiligungen, langfristige Forderungen, 
Sachanlagen und immaterielle Vcrmögenswerte). 

Im Vermögenshaushalt wird das Bundesvermögen vollständig erfasst und 
den Fremdmitteln gegenübergestelil. Er ist in kurzfristige und langfristige 
Bestandteile zu untergliedern und entspricht betriebswirtschaftlich einer 
Bilanz. 

Die Vermögensrechnung ist Teil der konsolidierten Abschlussrechnungen. 
Sie ist grundSätzlich einer Bilanz nachgebildet und gibt Aufschluss über 
Höhe und Struktur des Bundesvermögens und der Verbindlichkcitcn am 
Ende des -+ HausllG/rszeirraulIIs. Die Vermögensrechnung ist in  Vermögen, 
Fremdmittel und Nettovermögen (AusgleichspoSlen) zu gliedern. 

Ein Verrechnungskreis stellt eine selbständige, in sich geschlossene Ver­
rechnungseinheit gleichartiger Konten zur zusammenfassenden Darstellung 
von VerreChnungsgrößen dar. 
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Glossar 

VOLKSWIRTSCHAFTLICHE GESAMTRECHNUNG (VGR) 

Die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung erfasst die Leistung einer Volks­
wirtschaft innerhalb einer Rechnungsperiode unter Berücksichtigung von 
Steuern, Subventionen, Abschreibungen und Ähnlichem. Rückwirkend stellt 
sie die Entstehung, Verteilung und Verwendung des Volkseinkommens dar. 
Das VGR-System ist durch das .System of National Accounts· (SNA 2008) 
international vereinheitlicht. Eine spezifIsch auf europäische Verhältnisse 
zugeschnittene Variante ist das .... E VG 2010. Während das SNA den Cha­
rakter einer Empfehlung besitzt, ist das .... ESVG 20/0 rechtlich verbind­
lich (VO (EU) Nr. 549/20\ 3). 

VORANSCHLAGSSTELLE (VA-STELLE) 

Die Voranschlagsstellen dienen der Realisierung einer klaren Veranschla­
gungs- und Verrechnungsstruktur. Den Voranschlagsstellen kommt keine 
gesetzliche Bindungswirkung zu. Für .... De/ailbudgers sind rur die jeweils 
unterste Ebene Voranschlagsstellen einzurichten. Die Veranschlagung in 
den Voranschlagsstellen erfolgt auf Konten. Für jede Voranschlagsstelle 
ind .... A uJgabenbereiclte gemäß § 38 BHG 201 3  anzugeben. 

VORANSCHLAGSUNWIRKSAME VERRECHNUNG 

Im Geldfluss aus der nicht voranschlagswirksamen Gebarung (= voran­
schlagsunwirk.same Verrechnung) werden gemäß § 34 Abs. \ BHG 20\ 3  
.... Einzahlunge'l und .... A Iiszaltlullgell, die nicht endgültig solche des Bundes 
sind (z.B. öffentliche Abgaben, die beim Bund eingehen und an sonstige 
Rechtsträger abgeruhrt werden müssen ; Kautionen, Verwahrgelder bei 
Gericht) verrechnet. Diese werden zwar in der .... Finanzierullgsrec/lnullg dar­
gestellt, jedoch nicht veranschlagt. Die .... Auszal,lullgell im Rahmen der nicht 
voran chlagswirk.samen Gebarung sind nicht vom .... BulldesJiltallZralllllen 

umfasst. 

VORANSCH LAGSVERGLEICHSRECH NUNG (VVR) 

Oie VVR spiegelt den Budgetvollzug wider. Sie enthält das Ergeb­
nis aller rechtlich und wirtSchaftlich bedeutsamen Vorgänge von der 
Genehmigung durch das .... Bwldesfina'lzgeserz bis zur tatsächlichen Lei­
stung der .... Auszoillunge" und Erbringung der .... Einzahlunge" sowie der 
.... A ufivelldullgen und .... Erträge. 
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VORANSCHLAGSWIRKSAME VERRECHNUNG 

Die voranschlagswirksame Verrechnung umfasst alle -> Erträge und 
-> A uJwendungen des -> Ergebnisilauslralts sowie alle -> EinzalJlungen 

und ->A uszahlungen des ... Finanzienmgsilaushalts. Nicht umfasst 
sind die ->Einzahlungen und ..... Auszahlungen im Rahmen der 
.... voransd,lagsullwirksamen Verrecl,nung gemäß § 34 Abs. 1 BHG 2013.  

VORBERECHTIGUNG BZW. VORBELASTUNG 

WACHSTUMSRATE 

Vorberechtigungen bzw. Vorbelastungen stellen Berechtigungen und Ver­
pflichtungen sowie Forderungen und Schulden des Bundes dar, bei denen die 
Leislungspflicht oder die Fäll igkeit erst in künftigen Finanzjahren eintrit!. 

Die nominale Wachstumsrate steilt die Veränderung des ..... BruflO­
l"landsprodukts in einer Periode dar. Die reale Wachstumsrate wird zusätz­
lich um Preiseffekte bereinigt. 

WÄHRUNGSTAUSCHVERTRAG 

Bei Währungstauschvenrägen vereinbaren die jeweiligen Vertragspartner, 
die aus Schuldaufnahmen sta mmenden ..... EiI,zal,lu"gell nach Währungen 
oder Zinssätzen mit dem Ziel der Risikoabsicherung bzw. -beschränkung 
zu tauschen. 

WIRKUNGSORIENTIERUNG 

Die Wirkungsorientierung ist einer der vier ->Gnmd ätze der Haushaits­

führung des Bundes und ist in die gesamte HaushaltsFührung zu integrie­
ren. Planung und Vollzug des Budgets haben sich an den angestrebten Wir­
kungen zu orientieren. Das Ziel der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen 
und Männem ist integrierter Bestandteil davon. 

ZWECKGEBUNDENE GEBARUNG 

334 

Sind bestimmte .... Ei"zahlrlllgCII bzw. --> Erträge aufgrund eines Bundesge­
setzes nur für einen best immten Zweck zu verwenden, sind die korrespon­
dierenden '" Auszahlungen bzw . ... AuJwe"d'lIIgell nach Maßgabe der zweck­
gebundenen '" EinzahluIIge" zu veranschlagen. 
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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS 

AB Aurgabtnbt-n-ich 

ABBAG AbbauM-tt'iligungsAG 

ABGB Allgrmtinrs bürgerliches Grsrtzbuch 

Ab .. Ab»12 

AEUV Vtnrag u�r dir Arbt-itsw('ist 
dtf Europäischen Union 

AFFG Ausfuhrf.nanzierungsfördrrungsgCSttz 

AG Ak.tl('ng�lIschaft 

AGES ÖSlrmkhischr Agtntur rur Goundhelt 
und Emlb.rungssicherheit 

AGF Aulkngn:nunfonds 

AHS Allgemein bildtnde höhc:"rt Schult 

AJVG A�itslostny('rsich(,l'\Ingsg�tz 

AMA Agromnartt Austna 

AMPFG Arb�llSmark.tpolitik-Finanzierungsgl!'S�t2 

AMS Arbeitsmarktstrvice 

AMSG Arbt-ll$mart.lStrvi�(s(IZ 

APG Allgemelnt'S Pensionsg(S(:tz 

An. Artikel 

ASFINAG __ AUlobahnc:n- und Schn�llstraßen-Finanzie-
rung!l-AG 

ASGG Arbeits- und Sozi .. lgerichtsg�lz 

ASV(; Allgemeines SozialV(�icherungsg� 

ATF Ausgle!chsla.x fonds 

Ausfl=G Ausfuhrförderungsgtst'12 

.ws Auruia Wiruchaftsscrvice GmbH 

BAWAG P.S.K. Bank rur Arbeit und Winschaft und 
Österreich ische Postsparkasse AG 

BBG Budgtlbegleitg(':S(u. Bundnbahngnc=tz 

BFG Butldtsflnanzgest:tz 

BFRG Bundesflnanzrahmengl:5d2 

BGBI. Bundrsgtst'tzbJatl 

BHG Bund�haushallSg(S('tz 

BIIOG Bundeshaftungsobtrgrtnzengrsrlz 

BHV BundnhaushallSVtrordnung 

BIP Bruttoinla ndsprodukt 

BKA Bundt'Skanzlcramt 

BMASK Bundesminislcrium für Arbtil. Soziales 
und Konsumentenschutz 

BMelA Bundesministerium für europäischt und 
intem:uionalt Angelegenheiten 
(bis. 28.1.2014) 

BMEIA ßundt'Sminlslerium rur Europa. 
Integration und Außt� (ab. 1.3.2014) 

BMF Bundcsminlstc:rium rur Finanzen 

Abkürzungsverzeichnis 

BMG 8undeSminisle'rlum fnr GesundheiT 

BMI 8undesministrnum für Innun 

BMJ 8undcsminislt'rium tUr Justiz 

BMLFUW Bundtsministcrium tur Land- und Forst-
wiruchaft. Umweh und W�rwirts<'han 

BMLVS BundcsminislC'rium rur Landesvc:n('idigung 
und Span 

BMUKK Bundesministrrium ror Unterricht. Kunst 
und Kultur (bIS 28.2.2014) 

BMBF 8undt'5minislrrium ruf Bildung und Ftdut"n 
I.b 1 . 3.20141 

BMVIT 8und�minlstc:rium rur Verkc:hr. Innovation 
und Ttt'hnologit' 

BMWF 8und�minjsterium Iilr W�rt5('haft und 
FOBChung (bis 28.1.1014' 

BMWFJ Bund�minlsterium für Wirtschaft Famili� 
und Jugend (bis 28.2.20141 

BMFJ Bunde.sministerium für FamiJ!en und 
Jugend (ab 1 . 3.1014) 

BMWFW Bundrsmintslerium für W�n.schafl. For-
schung und Wirtschaft (ab 1 .].2014) 

BNE Brutlonalionalc:lnkomrnen 

BRA Bundesft'("hnungsabschJuss 

BRZ GmbH Bundesr«henzrntrum GmbH 

BSVG Bau(m-SoziaJv�rsichuungsg�lZ 

BVA Bundesvoranschlag. Bundrsverslcherungs-
anstalt 

B-VG Bundes-Verfassungsgt'St12 

bzw. Ix'z.iehungswei� 

c •. circa 

(HF Schwt"izer Franken 

OB D('lailbudgel 

d.h. das heißt 

EFF Europäischer Flüchtlingsfonds 

EFRE Europ.=iischt'r Fonds tOr regionale 
Entwicklung 

EFSF Eu ropä ischr F! nOi nuta bi I isieru n gs f azi! i lät 

EFSM EUIopi1ischer Flnilnutabilisierungsmtdla-
nismus 

EGFL Europliischer Garantiefonds für die 
landwirtschaft 

ElF Europäischer lntegrationsfond5 

einseht r'inschließlich 

EL.EI! Europäischt'r Landwinschaf"tsfonds für dif: 
Entwicklung dn ländlichen Raumes 
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EP Europapartamenl HIS tlaU5hall§mfonnationssysttm de5 Bundo 

EPSAS EuroJ)(an Public S«tor Acrounling HPI Ilausprds-lndu 
Standards 

HV Ilaushah.'liventth nung 
ERP Euro�an R�ovl!'ry Program 

ESA Euro�an Spart Agency 
(Europ ische Wdtr1umorganisation) 

IBSG 'n1('rba n kma rklSlJ tk. u ngsg�tz 

ESF Europä ischer Sozial fonds 
i.d.F. in dl'( Fassung 

ESM Europäischer SI .. billtätsmrt':hanismus 
Ld.g.F. in der gdlenden Fa.ssung 

ESVG Europäischn System volk.swiruchan lkhe( 
i.d.R. in der RC'gel 

Gl:S.dmtm:hnungen LH.v. In Höhe von 

eIe. rt ('('1('ra IEF In�lvenz-Enlgdlronds 

EU Europ isch(' Union IESG Insolvrnz- Enlgdlsic-herungsgrst:'17 

EUMHSAT I:uro�an Organiuuion rar ,he- Explanation IFIs Internationalt' FinanzinslllullOßI:n 

of Mt'lrorologkal S.alellil� fEuropäbche IFRS International Flnandal Repor1lng Standards 
Organisation ruf di� Nutzung mttrorolo· 

IKS lnttmcs Konlrollsyst�m glschtr Satdlilen) 

EUR Euro inkJ. inklusive 

EUROSTAT Statistisches Ami der Europäl5chrn Umon 1Mb. insbnonde� 

EUSF Solidaritätsfoncls dtr EU 
IPSAS InternatIOnal Public 5«"lor AccounTing Stan· 

dards 
rxkJ. exklusive 

INVEKOS Inlegrienö Vttwaltungs· und Kontrollsy· 
EZB Europäische Zentralbank 5trm 

ISSAI Inlrrnationalr Normrn und Rlchtlinirn 

FAG Fmanzausglr:lchsgtst11: ffif die s-.aatHchr Finan1..hHfr 

IT. fonfotgende IT Informations-T«hnologir 

�A� Forschung und Entwicklung i.V.m. m Verbindung mit 

FIM8AG Flnanzmarklbt-Irdlgung Akllrngt"Sf'llschaft i.Z.rn Im Zusammenhang mit 

FinStaG Fi na nzmancsta bil l t:i tsgrsrtz. IWF Inlemalionalef Währungsfoncb 

FLAF Familirnlaslt'nausglrlchsfonds 

FLAG Familirnlastrnausglrlchsg('S("'tz ll/COM Joint·1 m plrtn("nt a I ion/Clra n-Dl:Velop mrnl· 

FSVG Bundng� übtr dir Sozlalvc:'tslchrrung 
M(("hamsm 

frribrrunich sC'lbslstllndig Erwtrbstätlgtr 

FTE FOßchung und T(("hnologi«ntwickJung KA Kommunalkrrdit AUSlria 

FWF Fonds zur Förderung der wiss<'nschafllkhrn KAKuG Krankcnanstaltcn- und Kuranstalteng�LZ 

Forscbung !(ES, Kapilaltnrags1rurr 

K1IM KunsthistonS(hcs MU5nlrn 

GO Globalbudget KOM Kommission 

GebAG Gebu h rrna nsp rur hsgesrlz KOVG K ricgsopf c rvl'fS(I rgungsgesttz 

GehG Gthaltsgtsetz 1956 KRAZAF Krank.rnanstallen·Zusammtnarbtitsfonds 

GmbH GtStllschafi mit bnchränktcr Haftung KV Kolleklivvrnrag 

MG Gtsundhtit OSltfTt'ich GmbH 

GPLA gemeinsame PrOfung aller lohnabhängigt'n lil. litera 
Abgabtn 

LTE Long Term Evolution 
GSBG Grsundht.iu- und Sozlalbr�ich·8tlhllfrn· 

ge�tz 

Gütbrffi Gutrrbdordtrungsgrstl2 
MAK Musntm fUr angrwandtC' KUMI 

GWG gtringwrnigr Wlrtst"hartsgüter 
Mio. Millionrn 

MIS Managt'mt'nt�lnfonnalions�ystc=m 

MQ MuStumsquartiu 

Mrd. Milliarden 
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Abkürzungsverzeichnis 

MTO Ml!dium Turn Objectivrs - TDBG T ranspa rrnzd a Irn ba nkgtSt"lZ 
millt'lfrisligrs Haushahszit'l TEN Trans-Europran Nrtworks 

MVAG MiltC'lvt'TWrndungs- und "ffiÖE Tonnen RohOldnht"ilrn 
Aulbri ngungsgrupl>t'Jn 

Tl Tt'x'lZahl 
MVO M iu ('I vrrw('ndu ngsü btrsc h rt'itu og 

u. und 
NIIM Naturhistorisches Mustum 

U.3. unler anderem 
Nr. Numm('T 

u.A. und Ahnlkhrs 
NR Nationalrat 

Östt'rrt'ichischr Bundtsflnanzicrungsagentur 
UD �rmA8igcs Otflzit 

OeBFA 
UG Untrrgliedcrung 

DECD Organisation rur wirtSChaftliche Zusam-
mt'na�it und EnlWickJung ULSG Untt'mt'hmt'nsliquiditätssl.ärkungsg�tz 

OrNB Odtt"rrtichischr Nationalbank "'W. und so wt'iu:r 

ÖAW ÖstmT'ichi.scht' Aladtmlr dC'T Wissc'nschaftrn ur Umrnt'ilung 

ÖBB Östrm:ichischC' BundesbahnrD 

ÖBr Oslt:'m'ichischr Bundrsfoßtt' AG VA Voranschlag. Ve:�icht'rung5.ilnstall 

ÖIAG ÖSIt"rTrichischt' Industrie �Iolding AG v.a. vor alltm 

ÖPNVR Ö!Trntlicher JJersonennah- und VBÄ Voll besc hfi fiigungsäq u ivah: nt 

Rt'gionalverkehr vgl. vergleiche 

ÖRAK tXttrrrichischer Rechtsanwaltsumm('rtag VGR Volkswu·tschartliche G�mt�hnung 

ÖStP ÖSlt:michischer Slabilitätspakl v.H. von Hunden 

VIC Vienna lnu.�mational Cenlre 

p.a. pu anno VD Verordnung 

PFG pnt:gerondsg� VPI Verbraucherprtisindu 

Pt!. Punkt VRV Voranschlags· und Rcchnungsabschlussyef-

P1V POSt- und Telegraphenverwaltung ordnung 

PVA Pt'mionsver.ucherungsanstalt VUO Verfah�n �I u�nnäßigem Dd1:tit 

VVK Vencichnls aller veranschlagten Konten 

rd. "'nd VVR Voranschlagsvergleichsm:hnung 

RF Europ;1ischer ROckkehrfonds 

RII Rrthnungshof WIFD ÖSterrtichischn Institut ruT Wirtschafts-

RIIG R("("hnungshorgnttz 
forschung 

RL RÜck.1age/n. Richtlinie 
WfV Währungstauschvenräge 

RLV Rt<'hnungslegungsverordnung 

RT R«htnräger 
Z Ziffer 

ZabiStaG ZahJungsbilanzstabiJisierungsgesc'tZ 

S. Xltt' 
LB. turn Iki.spiel 

SAP Syslrme. Anwrndungt'n. Produkte 
z.T. zum Teil 

SCilIG Schirneninrraslruklur-Dienstleisrungs-
zw zwt'Ckgt'hundrn 

geseUschaft rnbB 

SILC Stali5lics on [ncome and living Conditions 

StVG Strafvollzugsgnttz 

StVD Str.dlenvnkehrsordnung 

SV Sozialversicht'rung 

SVA ozial vers icheru ng5a nsl a I, 

I 
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